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KEINE ENTSCHÄDIGUNG. „Die Kla-
ge ist zulässig, jedoch unbegründet“, so
urteilte das Landgericht Bonn am 10.
Dezember über die Klage der Varvarin-
Opfer. Die Nato hatte 1999 während des
Krieges gegen Serbien eine Brücke bei

der Ortschaft Varvarin bombardiert und
dabei 10 Zivilisten getötet; weitere 17
wurden schwer verletzt. Angehörige der
Opfer hatten gegen die Bundesrepublik
Deutschland als Nato-Mitgliedsstaat auf
Schadensersatz geklagt. Das Gerichte
bejahte seine Zuständigkeit, was schon
einmal ein gewisser Erfolg der Klage dar-
stellte. Allerdings könnten Einzelperso-
nen nicht Staaten wegen Völkerrechts-
verstößen, die diese untereinander be-
gangen hätten, verklagen. Deshalb müs-
se das Gericht auch nicht prüfen, ob eine
solche Völkerrechtsverletzung über-
haupt stattgefunden habe. Zwar habe
diese klassische Auslegung des Völker-
rechts, die Individuen können nur das
„Medium“ Staat ihre Rechte einklagen,
eine Modifikation erfahren: Staaten, die
der Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten beige-
treten sind, würden auch dem Einzelnen
verschiedene Rechte einräumen, die ei-
nen einklagbaren Anspruch ergeben (das
Recht auf Leben insbesondere). Da Jugo-
slawien zum Zeitpunkt des Krieges aber
nicht diese Konvention unterzeichnet ha-
be, könnten sich die Kläger nicht darauf
berufen.Auch die verschiedenen Abkom-
men zum Schutz der Zivilbevölkerung
bei Kriegen (Haager Landkriegsord-
nung, Genfer Abkommen) wären immer
nur Vereinbarungen zwischen Staaten –
darauf hatte schon der Bundesgerichts-
hof bei dem Urteil über Massaker deut-
scher Soldaten in Griechenland während
des Zweiten Weltkrieges sich zurückge-
zogen (Distomo-Urteil).

Die Anwälte der Kläger kündigten Re-
vision an. „Wir hoffen, dass die anderen
Instanzen das Völkerrecht in einer mo-
derneren Weise interpretieren werden“,
erklärte Anwalt Heinz-Jürgen Schneider.
Seine Kollegin Gül Pinar kritisierte, die
Bundesregierung tue nichts,um unschul-
digen Kriegsopfern zu Rechtsansprüchen
zu verhelfen.

AUFTRAGSARBEIT. Der ganz große
Wurf sollte es werden,die ganz große Auf-
klärung. Nach einem Jahr Recherchen
legte Professor Christian Tomuschat am
8.Dezember sein Gutachten über das Ver-
schwinden von 16 Betriebsräten im Mer-
cedes-Werk González Catán am Beginn
der argentinischen Militärdiktatur in den
Jahren 1976/77 vor.Dafür wählte er nicht
wie ein unabhängiger Experte seinen Ar-
beitsplatz, die Berliner Humboldt-Uni-
versität, sondern die Kulisse seines zah-
lenden Auftraggebers, die Konzernzen-
trale von DaimlerChrysler in Stuttgart.
Kernfrage war die Verantwortung der
Mercedes-Werksleitung für die Entfüh-
rung, Folterung und Ermordung der Be-

triebsräte, insbesondere die Mitschuld
des damaligen Produktionsleiters Juan
Tasselkraut. Der Hauptbelastungszeuge
Héctor Ratto, selbst 16 Monate lang ge-
folterter aber der Ermordung entgange-
ner Mercedes-Betriebsrat, hat seit 1999
mehrfach ausgesagt, wie Tasselkraut in
seinem Beisein am 12. August 1977 die
Adresse seines Kollegen Diego Núñez an
die Militärs verriet. In der selben Nacht
wurde Núñez aus seiner Wohnung und in
das Folterzentrum Campo de Mayo ver-
schleppt und später ermordet. Für Tomu-
schat sind Rattos Schilderungen schlicht
unglaubwürdig.„Eine halbe Stunde“ ha-
be er mit diesem wichtigsten Zeugen ge-
sprochen, „aber nicht alle Aussagen für
bare Münze genommen.“ 

Die in Argentinien arbeitende deut-
sche Journalistin Gaby Weber, die den
Fall 1999 ans Licht brachte und ihn seit
dem verfolgt, sorgte sich schon bei To-
muschats Kurzbesuchen in Argentinien
im März und August 2003 über dessen
eingeschränkte Recherchetiefe. Schla-
genden Beweis, wie begründet diese Sor-
ge war, lieferte Tomuschat am Montag auf
Nachfrage selbst: Ein zweiter Belas-
tungszeuge gegen die Mercedes-Leitung
hatte sich vor wenigen Monaten bei We-
ber gemeldet,die darüber publizierte und
ein Gespräch zu vermitteln suchte. Der
deutsche Professor nahm dies nicht zur
Kenntnis. „Von Alfredo M. weiß ich
nichts“, beschied er den Journalisten.

Weitere Ungereimtheiten türmen sich
im Bericht des Gutachters. So berichtet
Ramón Segovia von der Gruppe „Ehe-
malige Mercedes-Benz-Arbeiter für Er-
innerung und Gerechtigkeit“: „Wir ha-
ben Tomuschat angeboten, mit ihm in die
Fabrik zu gehen und ihm zu zeigen, wo
unsere Arbeitskollegen von Militärs ver-
schleppt wurden. Das war für uns sehr
wichtig, doch Tomuschat hat das rund-
weg abgelehnt.“ Stellungnahme des Pro-
fessors auf Nachfrage am Montag: „So
ein Angebot habe ich nie bekommen.“

Die professorale Segnung für Daim-
lerChrysler steht seit Montag dennoch
schwarz auf weiß. Es existierten „keiner-
lei Belege“ dafür, schreibt Tomuschat als
wichtigstes Ergebnis, dass die „ver-
schwundenen Betriebsangehörigen von
MBA auf Betreiben der Unternehmens-
leitung von den staatlichen Sicherheits-
kräften verschleppt und ermordet wor-
den wären.“ Die Chefs des Konzerns
möchten den Fall denn auch zu den Ak-
ten legen. Einen Strich durch diese Rech-
nung dürften ihnen zwei amerikanische
Anwälte machen, die derzeit im Auftrag
der Angehörigen der Ermordeten eine
Schadenersatzklage vorbereiten. Und
US-Richter könnten sich für mehr Zeu-
genaussagen interessieren als Professor
Tomuschat.
Henry Mathews, Kritische Aktionäre

Die nächste Ausgabe der Politischen Be-
richte erscheint am 18. Januar. Wir wün-
schen erholsame Feiertage.
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Der Vermittlungsausschuss von Bundestag
und Bundesrat hat in der Nacht von Sonn-
tag auf Montag ein politisches Ergebnis er-
zielt. Bei Redaktionsschluss lagen die for-
mulierten Gesetze noch nicht vor, die am
19.12. im Bundestag und im Bundesrat ver-
abschiedet werden sollen. Da der Teufel oft
im Detail liegt, kann hier noch mehr Unglück
verborgen sein, als vorerst bekannt ist. Aber
schon das, was bekannt ist, bedeutet für die
Lohnabhängigen – gleichgültig, ob beschäf-
tigt oder arbeitslos – und für die Kommunen
nichts Gutes.

Die aus vielerlei Gründen dringend zu
wünschende strukturelle Umvertei-

lung staatlicher Mittel, weg vom Bund,
hin zu den Kommunen, findet erneut
nicht statt. Die seit vielen Jahren fort-
schreitende Zentralisierung staatlicher
Mittel beim Bund und das finanzielle
Ausbluten der Kommunen gehen statt
dessen weiter. Der große Anlauf zur Re-
form der Gewerbesteuer ist gescheitert.
Übrig geblieben ist eine Änderung der
Gewerbesteuerumlage zu Gunsten der
Kommunen, angeblich in Höhe von 2,5
Milliarden Euro im Jahr.Das reicht nicht,
um den Kommunen wieder angemessene
Investitionen zu ermög-
lichen, und schon gar nicht,
um den ständigen Abbau
kommunaler Dienstleistun-
gen zu stoppen. Der Privati-
sierungsdruck bleibt erhal-
ten, der auch konjunkturpo-
litisch wünschenswerte kom-
munale Investitionsschub
wird nicht einsetzen.

Der jetzt getroffene „Kom-
promiss“ bei der Gewerbe-
steuerumlage war von der
Union schon lange gefordert
worden, um die Forderung
nach Ausbau der Gewerbe-
steuer zu unterlaufen. Es
brauchte nicht viel Druck aus
der Union, um die rot-grüne
Bundesregierung, in der oh-
nehin finanzpolitische Zen-
tralisten dominieren, zu die-
sem „Kompromiss“ zu nöti-
gen. Städte und Gemeinden
sind erneut die Geprellten in
diesem Gefecht.

Beschlossen ist eine Re-
form der Handwerksord-

nung. Der Meisterbrief wird
in Zukunft nicht mehr in al-
len Bereichen Voraussetzung
für die Gründung eines
Handwerkbetriebs und das
Anbieten handwerklicher
Dienste sein. Damit kommen

Regierung, Union und FDP einem langen
Druck der EU nach, auch aus den EU-
Beitrittsländern, deren Beschäftigte und
Gewerbetreibende auf die EU-Märkte
drängen. Aber die Reform ist auch eine
Reaktion auf Änderungen im inländi-
schen Wirtschaftsleben, wo vor allem Mi-
grantinnen und Migranten zunehmend
eigene Betriebe aufmachen und den al-
ten Meisterzwang nicht mehr hinnehmen
wollen.

Die steuerlichen Entlastungen bei
Lohn und Einkommen bringen kon-

junkturpolitisch nicht viel, zumal nicht
vor dem Hintergrund der gleichzeitigen
Kürzung der Pendlerpauschale und den
Mehrbelastungen aus der Gesundheits-
reform und den vielen Verteuerungen
kommunaler Leistungen. Der steuerliche
Grundfreibetrag soll geringfügig steigen,
der Eingangssteuersatz von 19,9 Prozent
auf 16 Prozent fallen. Wenn die derzeit
verbreiteten „Beispielrechnungen“ eini-
germaßen stimmen, bedeutet die Reform
in unteren Einkommenszonen (bis 2000
Euro brutto im Monat) Entlastungen von
ca. 40 bis 50 Euro im Monat oder 4 bis 5
Prozent vom Netto. Das ist nicht wenig,
aber auch nicht viel besser als ein guter

Tarifabschluss. Der tatsächliche Abga-
bendruck auf diese Haushalte wird kaum
gesenkt,zumal nicht,wenn diese zugleich
in Zukunft 10 Euro pro Arztbesuch zah-
len müssen,höhere Medikamentenpreise,
höhere Fahrpreise im Nahverkehr, höhe-
re Schulkosten usw.

In den oberen Gehaltszonen und bei
den Unternehmen ist die Entlastung pro-
zentual niedriger, aber in der Summe be-
trächtlicher. Aber auch da überwiegt er-
kennbar das Gemurre. Ein Anstoß zu
mehr Investitionen, wie von der Regie-
rung erhofft, wird von dieser Reform
nicht ausgehen. Schon gar nicht werden
ausländische Investoren ins Land ge-
lockt, wie Schröder öffentlich verbreitet
hatte.

Zur „Gegenfinanzierung“ dieser Steu-
erreform rechnete die Union frühzei-

tig auch ihre Forderungen auf den Ge-
bieten Kündigungsschutz und Tarifver-
tragsrecht. Worum es beim Kündigungs-
schutz geht, zeigt ein Blick ins Gesetz.
Laut § 1 Kündigungsschutzgesetz ist ei-
ne Kündigung „rechtsunwirksam, wenn
sie sozial ungerechtfertigt ist“.Sozial un-
gerechtfertigt ist sie, wenn sie nicht „ver-

haltensbedingt“ (betrun-
ken im Dienst oder ähnli-
ches) oder durch „dringen-
de betriebliche Erforder-
nisse“, also z.B. massiver
Absatzrückgang oder ähn-
liches,begründet ist.Damit
sollen Kündigungen nach
Willkür des Unternehmers
(„hire and fire“) unterbun-
den werden. Diese elemen-
tare Kündigungsschutzre-
gel gilt bisher für Unter-
nehmen ab 5 unbefristet
Beschäftigten. Die Regie-
rung wollte künftig auch
Unternehmen, die 5 unbe-
fristet Beschäftigte plus 5
befristet Beschäftigte ha-
ben, von dem Kündigungs-
schutz ausnehmen. Das
war Union, FDP und Wirt-
schaft viel zu wenig. Sie
forderten, Betriebe mit bis
zu 20 Beschäftigten von je-
dem Kündigungsschutz
auszunehmen. Heraus ge-
kommen ist nun eine Aus-
dehnung der Befreiung
vom Kündigungsschutz
auf alle Unternehmen mit
bis zu 10 Beschäftigten.
Laut DGB steigt damit die
Zahl der Beschäftigten, die
ohne jeden gesetzlichen
Kündigungsschutz den Zu-

Für Kommunen und Lohnabhängige bedeutet das Vermittlungsergebnis von 
Bundestag und Bundesrat nichts Gutes

„Echte Annäherung“ beim Thema Niedriglohn

DDeemmoonnssttrraattiioonn  aamm  11..1111..,,  BBeerrll iinn..  BBii lldd:: AArrbbeeiitteerrffoottooggrraaff iiee
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mutungen ihrer Chefs ausgesetzt sind,
von bisher 2,8 auf künftig 5,3 Millionen
Beschäftigte.

Beim Tarifvertragsrecht wollten
Union und FDP angeblich „betriebliche
Bündnisse“ erleichtern.Tatsächlich geht
es ihnen und den Unternehmern darum,
Löhne noch mehr zu senken und Ar-
beitszeiten noch mehr deregulieren zu
können, als bisher schon in Tarifverträ-
gen erlaubt. Die Schranken bei der Ar-
beitszeit z.B.– bei der IG Metall etwa der-
zeit mindestens 30 Stunden (siehe Opel),
bei der Post maximal 48 Stunden pro Wo-
che – sollen noch weiter nach unten und
oben gelockert werden. Kampagnenarti-
ges Arbeiten, je nach Auftragslage, mit
allen damit verbundenen negativen Fol-
gen für die Gesundheit und das Privatle-
ben der Beschäftigten, wäre die eine Fol-
ge, noch weniger Überstundenzuschläge
die zweite. Bei den Löhnen geht es
schlicht und einfach darum, dass Unter-
nehmen künftig selbst bei geltenden Ta-
rifverträgen deutlich weniger zahlen
wollen.

Dieser direkte Angriff auf das Tarif-
vertragsrecht und das Betriebsverfas-
sungsrecht ist vorerst gescheitert – für
wie lange, wird die Zukunft zeigen.

Dafür wächst der Druck auf die Be-
schäftigungen, durch den Abbau des
Kündigungsschutzes, vor allem aber
durch die Gesetze Hartz 3 und Hartz 4.
Der Versicherungsschutz gegen sozialen
Absturz infolge Arbeitslosigkeit wird
durch das unverändert gebilligte Hartz-
3-Gesetz dauerhaft beschädigt. Kaum
ein Mensch in prekärer, unregelmäßiger
Beschäftigung wird in Zukunft noch An-
spruch auf Arbeitslosengeld erhalten.
Verschuldung und ausweglose soziale
Not werden in diesen sozialen Bereichen
drastisch zunehmen.Zugleich wächst der
Druck auf Arbeitslose, in Zukunft prak-
tisch jeden von Unternehmen angebote-
nen Job anzunehmen, sei er auch noch so
schmutzig, sei er auch noch so schlecht
bezahlt.

Regierung und Opposition – ausge-
nommen vielleicht die PDS, die im

Bundesrat noch eine Enthaltung der
Länder Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern erreichen könnte – sind beim
Thema Ausbau eines großen, mehrere
Millionen Menschen umfassenden Nie-
driglohnsektors derzeit offensichtlich ei-
nig wie lange nicht. SPD-Verhandlungs-
führer Scherf hatte bereits Tage vor dem
Abschluss der Verhandlungen eine „ech-
te Annäherung“ beim Thema Niedrig-
lohn ausgemacht.

Vor allem für jüngere Menschen – Ar-
beitslose unter 25 Jahren – werden in Zu-
kunft mit dem monatelangen Entzug
buchstäblich jeder Leistung „bestraft“,
wenn sie auch nur eine einzige Vorgabe
oder Vorschrift der Arbeitsverwaltung ig-
norieren – indem sie sich z.B.nicht oft ge-
nug bewerben, wenn sie angebotene Jobs
ablehnen, angebliche „Qualifizierungs-
maßnahmen“ usw.

Das Inkrafttreten von Hartz 4 bedeu-
tet, dass in Zukunft alle Arbeitslosen
nach einem Jahr Arbeitslosengeld-Bezug
auf Sozialhilfe fallen. Die neue Sozial-
hilfe nennt sich nur anders. Sie heißt nun
„Arbeitslosengeld II“. 345 Euro im Mo-
nat sollen dann weiterhin reichen, um
den Lebensunterhalt zu bestreiten. Zu-
sätzlich gibt’s nur noch etwas Wohngeld,
um die Kosten einer „angemessenen
Wohnung“ zu bezahlen. Was „angemes-
sen“ ist,entscheidet dabei das Sozialamt.
Wer also glaubt, wenigstens die Warm-
miete sei gesichert, der kann und wird
noch bitter enttäuscht werden.

Die Bezieher dieses neuen „Arbeitslo-
sengeld II“ müssen künftig buchstäblich
jeden angebotenen Job annehmen – ohne
jede Ausnahme. Alle „Zumutbarkeits-
schranken“; um die in der SPD und bei
den Grünen noch lange gestritten worden
war, sind im Vermittlungsverfahren er-
satzlos gestrichen worden. Noch nicht
einmal der ortsübliche Lohn muss ge-
zahlt werden. Damit wird ein Markt auf-
gemacht, indem künftig auch qualifizier-
te Facharbeiter nach einem Jahr Arbeits-
losigkeit zum halben Lohn oder noch we-
niger, auf jeden Fall weit unterhalb aller
Tarifverträge, wieder in ihre alten Jobs
zurück vermittelt werden können. Diese
Chance werden sich viele Unternehmen
nicht entgehen lassen.Widersprechen die
derzeit zwei bis drei Millionen so ge-
nannten „Langzeitarbeitslosen“ einem
solchen „Arbeitsangebot“, wird ihnen
sofort das ALG II für 3 Monate gestri-
chen. Der Zwang, solche Jobs sofort zu
nehmen, ist damit geschaffen.

Wer glaubt, die neue Regel werde viel-
leicht doch nicht so heiß gegessen, wie sie
daherkommt, täuscht sich. Schon jetzt
warten in der Baubranche, im Hotel- und
Gaststättengewerbe, im Einzelhandel
und anderswo genug „Geschäftsleute“,
um billigste Arbeitskräfte in jede Sorte
Job zu vermitteln und dafür von den Ar-
beitsämtern auch noch eine „Vermitt-
lungsgebühr“ oder PSA-Prämie einzu-
streichen.Auch in großen Industrieberei-
chen wie den Automobilzulieferern
wächst seit langem die Forderung nach
untertariflicher Bezahlung. Nun ist das
Gesetz da, das diese Schleusen öffnet.

Frei nach der alten ökonomischen Re-
gel: „Jedes Angebot schafft sich seinen
Markt“ wird ein Aufblühen untertarif-
licher Bezahlungen in allen Branchen,
aber auch übelster, bisher nicht mehr ge-
kannter Billigjobs die Folge dieser neuen
Regelung werden. Der organisierte, mas-
senhafte Tarifbruch, den die Gewerk-
schaften beim Tarifrecht und Betriebs-
verfassungsgesetz noch abwehren konn-
ten, wird sich so über den Arbeitsmarkt
schnell in die Betriebe ausbreiten. Zumal
die Regierung schon vorher ihr Gesetz
verabschiedet hatte, mit dem die Bezugs-
zeit von Arbeitslosengeld ab 2006 massiv
verkürzt wird. In die Falle des ALG II
werden also schon bald viele Arbeitslose
fallen …

Die Union hatte die Zusammenlegung

von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe von
Anfang an unterstützt, wollte aber den
Kommunen die Verwaltung der „Lang-
zeitarbeitslosen“ übertragen, verbunden
mit der Pflicht zu massiver Anordnung
von Zwangsarbeit für diese Arbeitslosen.
Parkfegen, Straßenfegen, Müllabfuhr,
aber auch Tütenabfüllen beim Super-
markt oder ähnliche Jobs bei Privatfir-
men sollten so durch Anordnung der
Kommunen in großem Stil aufleben.Vor-
bild der Union war und ist das „Wiscon-
sin-Modell“, verbreitet vor allem immer
wieder der hessische CDU-Chef Koch. In
diesem US-Staat ist die Hilfe für Arme
vor ein paar Jahren rigoros gekürzt wor-
den, verbunden mit dem Zwang, ab so-
fort jeden behördlich verordneten Job an-
zunehmen. Der Städte- und Gemeinde-
bund hatte noch unmittelbar vor dem Be-
ginn des Vermittlungsverfahrens darauf
hingewiesen, dass dieses angebliche
„Modell“ in der Wirklichkeit furchtbare
Folgen zeitigt und zudem praktisch ge-
scheitert ist.Jeder vierte in Billigjobs ver-
mittelte Arme sei in Wisconsin 18 Mona-
te später wieder arbeitslos bei den Be-
hörden aufgetaucht – von einer dauer-
haften Rückführung in Arbeit konnte
keine Rede sein. Gleichzeitig sei in Wis-
consin 
– die Zahl derer, die bei den Gemeinden

um Lebensmittel betteln, um 135 Pro-
zent gestiegen,

– die Teilnehmerzahl bei Suppenküchen
um 49% gestiegen,

– die Nutzung von Notunterkünften um
53% gestiegen, die von Obdachlosen-
heimen sogar um 200 Prozent,

– die Inanspruchnahme von kostenloser
medizinischer Nothilfe in Kranken-
häusern um 100 Prozent gestiegen,

– die der unbezahlten Arztrechnungen
um 82 Prozent.
Mit anderen Worten: Das „Modell Wis-

consin“ ist schon lange arbeitsmarktpo-
litisch gescheitert, die damit verbundene
soziale Not dagegen explodiert.

Trotzdem hielt die Union an diesen
Plänen fest und hat davon immerhin so
viel durchgesetzt, dass Kommunen, die
das wollen, in Zukunft die Vermittlung
von Langzeitarbeitslosen in eigener Re-
gie von der Bundesanstalt für Arbeit
übernehmen können. Wie das praktisch
aussehen wird,bleibt abzuwarten.Besser
für Arbeitslose wird diese kommunale
Form der Zwangsarbeit sicher nicht wer-
den.

Das „Aufbruchsignal für den Arbeits-
markt“,das Niedersachsens CDU-Minis-
terpräsident Wulff schon vor Abschluss
der Verhandlungen im Vermittlungsaus-
schuss gefordert hatte und bei dem sich
Regierung und Opposition trotz allen
Streits am Ende einig waren, ist damit
klar umschrieben. Das Vermittlungser-
gebnis bedeutet vor allem einen Auf-
bruch in Richtung Billiglohn und
Zwangsarbeit.

Die soziale Kälte nimmt zu, Demokra-
tie, Selbstbestimmung und Solidarität
werden abgebaut. rül
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Hamburger Rechtskoalition zerbrochen

Neuwahlen unter
schwierigen Vorzeichen
In Hamburg finden wahrscheinlich am
29.Februar vorgezogene Wahlen zur Bür-
gerschaft und den Bezirksversammlun-
gen statt. Der Rechtssenat aus
CDU/FDP/Schill-Partei ist endgültig
auseinandergebrochen. Angebahnt hatte
sich der Bruch bereits Mitte August, als
Ex-Amtsrichter und Innensenator Schill
Bürgermeister von Beust mit dessen an-
geblichen Verhältnis zu Justizsenator
Kusch dreist zu erpressen versuchte.
Schill wurde geschasst, aber am Bündnis
mit der Schill-Partei wollte Beust unter
allen Umständen festhalten. Ende Sep-
tember noch lehnte die Koalitionsmehr-
heit in der Bürgerschaft eine vorzeitige
Beendigung der Legislaturperiode ab.
Anfang Dezember dann,kurz vor den ab-
schließenden Haushaltsberatungen, ging
alles sehr schnell. Weil der offen ausbre-
chende Machtkampf in der Schill-Partei
nicht mehr zu kalkulieren und der
Rechtssenat keine Mehrheit mehr hatte,
erklärte von Beust die Koalition für be-
endet. In den Tagen zuvor war deutlich
geworden, dass das bürgerliche Lager,
voran die Springer-Presse,das Schill und
sein Sammelbecken von Rechtspopulis-
ten bis Halbfaschisten überhaupt erst
aufgebaut und regierungsfähig gemacht
hatte, den Unberechenbaren loswerden
wollte.

Es besteht die Aussicht, einen erneu-
ten parlamentarischen Erfolg dieser
rechtspopulistischen, rechtsextremen
Gruppierung zu verhindern. Das wäre
nicht wenig. Die Schill-Partei, 2001 mit
19,4% geradezu triumphal in die Bür-
gerschaft eingezogen, ist in den Umfra-
gewerten eingebrochen und liegt bei der-
zeit 2 bis max. 4%. Ihr Spaltungs- und
Zerfallsprozess geht rasant weiter. Die
FDP, die 2001 mit 5,1% gerade den Wie-
dereinzug schaffte, liegt in den Umfragen
bei 3 bis 4%.Aber: Die CDU, die in Ham-
burg noch nie ihre bundesweiten Werte
erreicht hat, ist in den Umfragen nach

oben geschnellt und liegt zuletzt bei 43%
(2001: 26,2%). Sie scheint, gegenwärtig
jedenfalls, aus der Strategie des Bürger-
tums, die Rechtspopulisten aufzubauen
und für eine Zeit in die Regierung zu ho-
len,den vollen Gewinn einzustreichen.Es
ist deshalb nicht völlig absurd, wenn Ole
von Beust als Wahlziel die absolute Mehr-
heit der CDU verkündet. Die SPD er-
reicht gerade ihre (für Hamburg schlech-
ten) Werte von 2001 (36,5%), die GAL
allerdings zieht mit rund 11% gegenüber
8,6% 2001 deutlich an. In diesen Umfra-
gewerten haben sich Ergebnisse des Ver-
mittlungsausschusses auf Bundesebene
noch nicht niedergeschlagen. Im Hin-
blick auf den Wahlausgang schließt die
CDU eine Koalition mit Überbleibseln

der Schill-Partei nicht aus, die GAL eine
mögliche Koalition mit der CDU nicht,
die SPD die Große Koalition nicht.

Die Situation und die sich abzeich-
nenden Konstellationen weisen auf ein
erhebliches Problem, mit dem die zahl-
reichen sozialen und politischen Opposi-
tionsbewegungen konfrontiert sind.

Der Rechtssenat hat in vielen Berei-
chen Tabula rasa angerichtet,soziale Hil-
fesysteme zerstört, Einrichtungen der
Weiterbildung und des zweiten Arbeits-
marktes ausgetrocknet, die akzeptieren-
de durch repressive Drogenpolitik abge-
löst, die geschlossene Unterbringung für
deliquente Minderjährige und Kinder
wieder eingeführt, den (schon von Rot-
Grün eingeführten) Brechmitteleinsatz
gegen vermutete Dealer mit tödlicher
Konsequenz durchgezogen, die Abschie-
bungszahlen in neuen Höhen getrieben,
den zehn Jahre bestehenden Wagenplatz
Bambule räumen lassen, Demonstratio-
nen aus der Innenstadt verbannt und da-
mit Oppositionsbewegungen ein wesent-
liches Mittel des Kampfs um die öffent-
liche Meinung aus der Hand geschlagen.
Die Einführung eines neuen Kita-Gut-
scheinsystems führt dazu,dass viele Kin-
der keinen Kindergartenplatz mehr fin-
den oder ihre Eltern für eine sechsstün-
dige Betreuung 600 Euro, für eine Ganz-
tagsbetreuung 1000 Euro zahlen müssen.
Die Hochschule für Wirtschaft und Poli-
tik (HWP), die sich durch einen geöffne-
ten Bildungszugang für 40% Nicht-Ab-
iturienten auszeichnet, wird abgewi-
ckelt, die Berufsschulen sollen privati-

Höchstens 1000 Menschen folgten am 10.12. dem Aufruf von ver.di, im Anschluss
an eine Personalversammlung der LBK-Beschäftigten eine Lichterkette um das
AK St. Georg, eines der Krankenhäuser des LBK, zu bilden. Inzwischen hat das
Hamburgische Verfassungsgericht den Antrag von ver.di auf eine Einstweilige An-
ordnung, die den Verkauf vor Durchführung des Volksentscheids gegen eine Mehr-
heitsprivatisierung verhindern sollte, zurückgewiesen. Im Mai hatten über
110.000 Hamburgerinnen und Hamburger  eine entsprechende Volksinitiative
unterstützt, der rechtlich bindende Volksentscheid sollte am Tag der Europa-
wahlen stattfinden. Zunächst hatte der Senat den Verkauf noch schnell vor dem
31.12. durchpeitschen wollen. Immerhin hat der  Widerstand erreicht, dass er da-
vor zurückschreckt – er muss, schreibt die „Welt“, um die Mehrheit in der Bür-
gerschaft fürchten.

Tausende folgten am 15.12. dem Aufruf eines großen Bündnisses von Organisa-
tionen und Einrichtungen aus dem Bildungsbereich. Vor wenigen Wochen hatte
der damalige Bildungssenator Lange (FDP, Ex-Admiral) zurücktreten müssen,
vor allem aufgrund der durch den Kita-Skandal hervorgerufenen Proteste.
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siert werden. Gerade
wird ein neues Lehrerar-
beitszeitmodell durchge-
peitscht, mit dem der Se-
nat rund 1000 Lehrer-
stellen abbaut und den
Lehrerinnen und Leh-
rern noch mehr Arbeits-
leistung abpresst, mit al-
len Folgen für die Qua-
lität der Bildung. Durch
das vorzeitige Ende der
Koalition gerade noch
aufgehalten wird die Pri-
vatisierung des Landes-
betriebskrankenhäuser
(LBK) mit über 12.000
Beschäftigten: Mitten im
Volksgesetzgebungsver-
fahren gegen die LBK-
Privatisierung sollten
74,9% des Krankenhaus-
betriebs dem Gesund-
heitskonzern Asklepios geradezu hinter-
hergeworfen werden. Der Vertrag war
schon ausgearbeitet: Danach begibt sich
die Stadt der öffentlichen Gewährleis-
tungspflicht für die Krankenhausversor-
gung und lässt sich das viele hundert
Millionen kosten. Die Kette der Maß-
nahmen des Sozial- und Bildungsab-
baus,der Ausgrenzung und Polarisierung
ließe sich fast endlos fortsetzen.

Nicht, dass diese Maßnahmen keinen
Widerstand hervorrufen. Im Gegenteil.
Selten hat es in Hamburg so viele und
vielfältige Demonstrationen und andere
Protestaktionen gegeben wie in den letz-
ten Wochen. Auch werden gegen politi-
sche Vorhaben des Senats fast jede Wo-
che neue Volksbegehren oder Volksiniti-
ativen eingeleitet.Und trotzdem steht die
CDU besser da denn je,und man hat nicht
den Eindruck, dass sie mit ihrer Politik
gescheitert, an den Widerstandsbewe-
gungen aufgelaufen sei.

Warum nicht, lässt sich gerade am Bei-
spiel der betriebenen Privatisierung des

LBK exemplarisch zeigen: Unmittelbar
betroffen sind viele Beschäftigte, deren
Zukunft (Personalabbau, Löhne, Ar-
beitsbedingungen) ungewiss ist. Die Ge-
sundheitsversorgung wird sich für viele
verschlechtern, aber das bekommen sie
erst später zu spüren, wenn es zu spät ist.
Andere hingegen, die Zahlungskräfti-
gen, können sich jetzt schon aufgrund
angekündigter Investitionen und Inno-
vationen, der weiteren Spezialisierung
und gezielten Förderung der Medizin-
technologie eine bessere Gesundheits-
versorgung erwarten, und deshalb hat
der skandalöse Privatisierungsvertrag
außer bei den Beschäftigten und der Ge-
werkschaft ver.di keinen nennenswerten
Protest hervorgerufen.

Der Erfolg der CDU basiert auf einer
tiefen und weiter zunehmenden Spal-
tung der Stadtbevölkerung. Deshalb er-
scheinen, trotz oft großer Beteiligung an
Demonstrationen, die Oppositionsbewe-
gungen zersplittert. Dazu trägt bei, dass
weder SPD noch GAL ein alternatives
Konzept zu bieten haben – sie haben im
Gegenteil dem Rechtssenat in vielfacher
Hinsicht den Weg geebnet – und die Lin-
ke, namentlich die PDS, eigentlich noch
nicht so weit ist. Im linken „Milieu“, vor
allem soweit es von „Staatsknete“ ab-
hängig ist und unter der Politik des
Rechtssenats brutal gelitten hat, scheint
es starke Tendenzen zu geben, dann doch
lieber Rot-Grün zu wählen.

In dieser Lage bemühen sich die PDS
und Regenbogen (eine linksgrüne Ab-
spaltung der GAL aus der vorletzten
Bürgerschaft) seit der Ankündigung von
Neuwahlen darum, ein Bündnis zu Stan-
de zu bringen, das eine alternative Kan-
didatur trägt. Dazu ist öffentlich zu ei-
ner „großen Versammlung“ am 18.12.
eingeladen. Die PDS Hamburg ist bereit,
mit Offenen Listen zu kandidieren, Kon-
kurrenzkandidaturen werden ausge-
schlossen. Ob und wieweit das Unter-
stützung findet, zeigt sich nach Redak-
tionsschluss.

scc (Bilder: Indymedia, scc)

SSttrreeiikk  ddeerr  HHWWPP--SSttuu--
ddiieerreennddeenn  aamm  99..1122..

Das Stadtteilbündnis „Fixstern bleibt!“
hat aus Protest gegen die Schließung die
Einrichtung der akzeptierenden Drogen-
hilfe im Schanzenviertel seit mehreren
Wochen besetzt.

EU-Regierungskonferenz
zum Verfassungsentwurf

Uneins über 
Abstimmungs-
modus
Die am 13./14.12. in Brüssel durchge-
führte Konferenz der Regierungschefs
aller bisherigen und zukünftigen 25 EU-
Mitgliedstaaten war ursprünglich ange-
setzt worden zwecks Billigung einer end-
gültigen Fassung des vorliegenden Ent-
wurfs der EU-Verfassung. Sie musste
wegen des schroff aufgebrochenen Ge-
gensatzes in Sachen Abstimmungsmo-
dus ergebnislos abgebrochen werden.
Die kommende irische Rats-Präsident-
schaft wurde mit der Vorbereitung bzw.
Neu-Ansetzung dieser Konferenz (im
Frühjahr 2004) beauftragt. Es gibt be-
züglich des Konflikts in der internatio-
nalen Presse sowohl Prognosen, die von
einer baldigen Einigung entlang eines
für beide Seiten akzeptablen Kompro-
misses ausgehen, wie auch Prognosen,
die eher ein mittel- bis längerfristiges
Fortwähren dieser „Kraftprobe“ anneh-
men. Befasst man sich mit den Trägern
der gegensätzlichen Seiten sowie mit ih-
ren jeweiligen Interessenslagen, dann
fällt zumindest sofort auf,dass es auf bei-
den Seiten jenes Gegensatzes ein verbin-
dendes – gemeinsames! – Interesse gibt:

Der Nizza-Abstimmungsmodus, auf
dem derzeit v.a. die polnische und spani-
sche Regierung beharren, ist seinerzeit
von der französischen Seite durchgesetzt
worden. Und zwar zwecks Abwehr mög-
licher Majorisierungen (zum eignen
Nachteil) auf der Grundlage des Mehr-
heits-Abstimmungsmodus, den damals
die deutsche Seite in der EU-Konferenz
in Nizza durchsetzen wollte. Mit dersel-
ben Intention wie seinerzeit die franzö-
sische Seite setzt sich jetzt die polnisch-
spanische Seite gegen jenen Modus zur
Wehr. Er war im Sommer diesen Jahres –
tatsächlich coup-artig! – nachträglich in
den bereits vom Konvent verabschiede-
ten EU-Verfassungsentwurf eingebracht
worden. Und zwar aufgrund des Drucks,
der ausging von sowohl deutscher wie
auch französischer Seite! Das gemeinsa-
me Dritte, was hier Kräfte beider Seiten
somit verbindet, war bzw. ist das Inter-
esse an der Unterbindung einer von deut-
scher Seite ausgehenden Hegemonie.

Dieses Interesse kommt aktuell nicht
dadurch zum Ausdruck, dass hier eine
gegenwärtige Verbindung der Interes-
sierten (gegenüber der deutschen Seite)
der Fall ist. Sondern diese Verbindung
kommt dadurch zum Ausdruck, dass hier
eine – von französischer Seite hinterlas-
sene – Handhabe genutzt wird, die sich
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bereits früher als Mittel der Gegenwehr
bewährt hatte – gegenüber der deutschen
Seite. Für die (sich mittlerweile als Part-
ner Deutschlands verstehende) französi-
sche Seite gilt hier somit – bildlich ge-
sprochen – Folgendes: Die von ihr hinter-
lassene Handhabe ist (in der Sorte) exakt
einer von jenen Steinen, die man zu-
nächst selber aufgehoben hat – und die
einem nun direkt auf die eigenen Füße
fallen … Aus einer Erklärung des polni-
schen Außenministers geht hervor, dass
von den 25 Teilnehmerstaaten der Regie-
rungskonferenz insgesamt 14 entweder
für den Fortbestand des Nizza-Abstim-
mungsmodus waren oder ihn zumindest
gleichermaßen annehmbar für sich be-
fanden wie den Modus der doppelten
Mehrheit (The Warsaw Voice, 3.12.03).

Hier drohte somit eine Niederlage für
diejenigen, die diesen Modus zunächst
gegen die Mehrheitsauffassung des Kon-
vents im Verfassungsentwurf unterge-
bracht hatten – und die diesen Modus
nunmehr endgültig per Regierungskon-
ferenz-Beschluss durchgesetzt wissen
wollten.Aus Kreisen der osteuropäischen
Diplomaten wurde zwar der Verdacht ge-
äußert, die deutsch-französische Seite
habe diese Konferenz bewusst kollabie-
ren lassen, um das eigene ‚Kerneuropa‘-

Projekt vor der Öffentlichkeit besser le-
gitimieren zu können (Financial Times,
14.12.03). Zwei weitere Berichte weisen
aber in eine Richtung, die mehr Wahrheit
für sich beanspruchen kann:  „[…] ‚Es war
Chirac, der den Korken draufgestöpselt
hat‘, sagte ein EU-Diplomat“ (The New
Zealand Herald, 15. 12.03). Mit anderen
Worten: Es war die französische Seite,die
auf diese Weise – wenn auch nur vorerst
– Herr einer Entwicklung zu werden ver-
suchte, die sie selbst ins Leben gerufen
hatte. Ein weiterer Bericht zu diesem
Punkt wird noch etwas deutlicher: Aus
dem Kreis der kleineren Teilnehmerstaa-
ten wird Frankreich beschuldigt, den Ab-
bruch der Regierungskonferenz  absicht-
lich herbeigeführt zu haben. Und zwar
deswegen, um seine eigene – durch den
Nizzavertrag abgesicherte – Stimmen-
macht, die dieser Seite Parität mit
Deutschland sichert, zu schützen (Scot-
land on Sunday, 14.12.03). Das legt die
Schlussfolgerung nahe, dass hier – wenn
schon keine Majorisierung der übrigen
Mitgliedsstaaten im Bündnis mit
Deutschland erlangt werden kann – zu-
mindest der alte Zustand der Verhinde-
rung einer Majorisierung durch Deutsch-
land wiedererlangt werden sollte.

Wenn, so lässt sich zusätzlich schluss-

folgern, an der ‚richtigen‘ Stelle eingehe-
belt wird, dann kann sich erweisen, dass
dieses deutsch-französische Bündnis
keineswegs bereits monolithisch gefest-
igt ist! Das Augenmerk mag hier insofern
erstens – für den Zweck der Herausar-
beitung dieses eingangs verhandelten
übergreifenden Interesses (s. oben ‚Ge-
meinsames Drittes‘) – zunächst haupt-
sächlich auf diesen Sachverhalt ausge-
richtet sein und nicht so sehr auf die
Handhabe, nach der – in Verfolgung die-
ses Interesses – bereits zum zweiten Mal
gegriffen wurde. Zweitens mag hier
ebenfalls zunächst hintangestellt blei-
ben, dass der von deutscher Seite betrie-
bene Versuch der Aufrichtung einer He-
gemonie mittlerweile mitgetragen wird –
von französischer Seite. Hier, in dieser
Betrachtung, soll vielmehr verdeutlicht
werden, dass jetzt – im Rückblick vom
aktuellen EU-Verfassungsentwurf auf
den Nizzavertrag – mehr und mehr deut-
lich wird: ‚Alles Schlechte hat auch sein
Gutes‘.

Der Nizzavertrag hat – das wurde in
dieser Zeitschrift verschiedentlich be-
handelt – vor allem die Entwicklung ei-
nes ‚Kerneuropa‘ weiter angestoßen bzw.
begünstigt (Stichwort: „Verstärkte Zu-
sammenarbeit“). Dieses Projekt, das ja

Dokumentation 
Analyse: Spanien, Polen führen die EU-Op-
position an
Washington, 26. Nov. – Schulter an Schul-
ter stehend, führten der spanische Premier-
minister Jose Maria Aznar und sein polni-
scher Amtskollege Leszek Miller die Atta-
cke an gegen eine Entscheidung der Euro-
päischen Union, die darauf abgestellt war
– Deutschland und Frankreich vom Haken
zu lassen.

Die Gelegenheit dazu ergab sich beim
Treffen der Wirtschafts– und Finanzminis-
ter in Brüssel, bei dem das EU-System der
Verhängung von Bußgeldern über solche
Mitgliedsstaaten, die die Haushaltsdefizit-
Grenzen überschritten hatten, aufgehoben
wurde – um Berlin und Paris vor den Stra-
fen zu bewahren.

‚Diese Entscheidung bedeutet einen
schweren Rückschlag hinsichtlich der ge-
meinsamen Europäischen Anstrengungen
in Richtung Herstellung ökonomischer Sta-
bilität‘, erklärte Aznar. Er machte eine
Schritt weiter, indem er davor warnte, dass
diese Aufhebung ‚offenkundig Folgen ha-
ben wird im Hinblick auf die anstehende
Regierungskonferenz.‘ […]. Während des
Brüsseler Treffens…hatten Frankreich und
Deutschland erfolgreiche Lobby-Arbeit
betrieben,um diese [o.a.] Regel aufzuheben.
(Quelle: The Washington Times, 27. 11.2003; eige-
ne Übers.) 

Diese verdammten Polen
In ihren eher offenherzigen Momenten an-
erkennen auch die Polen selbst, dass dieses
[Nizza-]Abstimmungssystem geradezu bi-
zarr vorteilhaft ist für sie. Wie ein polni-
scher Minister einmal vertraulich gegen-
über Ihrem Korrespondenten einräumte:

,Wir haben eine Bevölkerung halb so groß
wie diejenige Deutschlands und eine Öko-
nomie ungefähr von einem Zehntel [der
deutschen Ökonomie], und trotzdem erhal-
ten wir 27 Stimmen gegenüber den 29 Stim-
men [der Deutschen]. Wir wären dumm,
würden wir solch ein Angebot ablehnen.‘

Die EU war gewiss verrückt, als sie solch
ein Angebot offerierte. Dass solch ein aus-
gefallenes Stimmrechts-System überhaupt
zustande kam, war ein Ergebnis der Poli-
tik[en] und der Panik des Augenblicks. Die
doppelte Mehrheit wurde in Nizza vorge-
schlagen. Aber Frankreich, das zu diesem
Zeitpunkt die Ratspräsidentschaft inne-
hatte, lehnte es ab, dieses System zu akzep-
tieren – weil es Deutschland relativ mehr
Macht verschaffte. Die Polen, die in Nizza
noch nicht einmal am Tisch saßen,waren die
glücklichen Nutznießer französischer Un-
nachgiebigkeit und spanischer Verhand-
lungskunst. […].

Aber all die Verärgerung seitens gegen-
wärtiger EU-Mitglieder – sie geht in Rich-
tung der Notwendigkeit, an das ‚Europäi-
sche Interesse‘ zu denken -würde überzeu-
gender wirken, wenn sie dasselbe Prinzip
auch auf sich selbst anwenden würden. Wo
ist denn das Europäische Interesse vorhan-
den in der französisch-deutschen Entschei-
dung, den Stabilitätspakt in die Tonne zu
klopfen? Wo ist denn das Europäische Inter-
esse vorhanden in Frankreichs zäher Ver-
teidigung der kostspieligen und protektio-
nistischen Gemeinsamen Agrarpolitik, die
bloß darauf abgestellt ist,bündelweise Geld
an die französischen Landwirte zu schau-
feln? Wo ist denn das Europäische Interes-
se vorhanden in Großbritanniens Beharren
darauf, seinen Beitrag zum EU-Haushalt
stets rückvergütet zu erhalten? Oder in Spa-
niens unerbittlicher Entschlossenheit, sich

stets festzuklammern an einem überdurch-
schnittlichen Anteil der regionalen EU-
Ausgleichsmittel? […].

Wie auch immer, die Polen sind Newco-
mer und zusätzlich ziemlich arm. Insofern
scheint man von ihnen zu erwarten, dass sie
acht geben auf ihr Betragen und recht
dankbar sind für all das EU-Geld, das bald
ihren Weg kreuzen wird.
(Quelle: The Economist. 27.11.2003; eigene
Übers.)

Ringen um Europas Zukunft – Das Gespenst
von Nizza
[…] Qualifizierte Mehrheit
Während die Kommission nach dem Kolle-
gialprinzip stets im Konsens entscheidet,
stimmen die Räte der Fachminister meis-
tens mit qualifizierter Mehrheit ab. Nach
dem Konventsentwurf soll dieses Verfahren
erheblich ausgeweitet werden…. Als Quo-
rum hat der Konvent eine denkbar einfache
Regel vorgeschlagen: mindestens die Hälf-
te der Staaten und drei Fünftel der Ge-
samtbevölkerung. Diese Formel soll dem
Doppelcharakter der EU als einer Union
der Staaten und der Bürger Rechnung tra-
gen.

Bei der Regierungskonferenz von Nizza
war ein solches Quorum am Widerstand
Frankreichs gescheitert, das ebenso viele
Stimmen wie das größere Deutschland be-
anspruchte. In der langen Nacht von Nizza
wurde stattdessen eine denkbar kompli-
ziertere Formel vereinbart: mindestens die
Hälfte der Staaten mit mindestens 72 Pro-
zent der Stimmrechte; auf Antrag muss
außerdem festgestellt werden, ob dies we-
nigstens 62 Prozent der EU-Bevölkerung
entspricht. Diese dreifache Mehrheit, die
von der nächsten Kommission an [in 2004
/die Verf.] gilt,begünstigt vor allem Spanien
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lediglich eine Umschreibung ist für den
Versuch der Herausbildung einer domi-
nierenden EU-Unionsebene sowie ihrer
In-Besitznahme durch einige wenige
Staaten, hat in einem beträchtlichen
Umfang Eingang gefunden in den Ver-
fassungsentwurf. Andererseits hat diese
Absicht auch zur Herausbildung von Ge-
gen-Handhaben geführt – ähnlich wie
seinerzeit beim Nizzavertrag.Hier wären
insbesondere hervorzuheben:  Die Besei-
tigung des ursprünglich angedachten
Ausschlusses der Beitrittsländer von der
gleichberechtigten Abstimmung über die
endgültige EU-Verfassung sowie die Be-
seitigung der ursprünglich angedachten
Verweigerung eines Rechts auf Austritt
aus der Union. Beides wurde umgewan-
delt in (positives) Anrecht.

Begreift man nun die hier verhandel-
ten Gegen-Handhaben gegen jene
(hauptsächlich von deutscher Seite be-
triebenen) Vorstöße als eine Art pragma-
tischer Rahmen, innerhalb dessen anti-
hegemoniale Politik betrieben werden
kann, dann hat man ungefähr jenen
Handlungs- bzw. Bewegungsspielraum
klar, innerhalb dessen vor allem die ost-
europäischen Beitrittsländer hinarbei-
ten können auf die politische Korrektur
ihrer ökonomischen Abstufung zu Staa-

ten zweiter und dritter Ordnung. Hier ist
aber auch Platz für die Gegenwehr (öko-
nomisch und politisch) bedrängter nord-
und westeuropäischer sowie  süd- und
südosteuropäischer Staaten! Das gilt es
im Blickwinkel zu bewahren, wegen der
sich jetzt herausbildenden Realität von
Zweckbündnissen unterschiedlicher Art
innerhalb der Union.Der Nizza-Abstim-
mungsmodus wird für die politische Kor-
rektur jener angesprochenen ökonomi-
schen Abstufung deswegen als besonders
geeignet aufgefasst, weil er festgeschrie-
ben ist bis zum Jahr 2009 – und somit die
nächsten anstehenden Entscheidungen
zum EU-Budget und zur Aufteilung der
betreffenden Haushaltsmittel (v.a. in
2007) zeitlich übergreift!

In den Presseberichten wurde – in di-
verse Richtungen – stark abgehoben auf
mögliche Äquivalente, die es vor allem
der polnischen Seite erlauben könnten,
jenen Modus vorzeitiger aufzugeben.
Hierbei ist nicht nur bemerkenswert,
dass etwa das schlussendliche Doch-
noch-Hineingelangen des (im Verfas-
sungskonvent mehrfach abgeschmetter-
ten) Gottes-Bezugs in die Präambel der
EU-Verfassung als eines jener möglichen
Äquivalente genannt wird.Sondern es ist
v.a. bemerkenswert, dass hier (eher indi-

rekt) ein Äquivalent ganz eigener Art ins
Spiel gebracht wird. Und zwar betrifft
das die offizielle (von einem Regierungs-
mitglied ausgesprochene) In-Anspruch-
nahme von „20 Millionen Polen“ jenseits
der Staatsgrenzen, was nur bezogen sein
kann auf Bevölkerungsteile in den Nach-
barstaaten Belarus und Ukraine. Und es
betrifft dieselbe Inanspruchnahme in
Bezug auf Bevölkerungsteile West-Ru-
mäniens von Seiten der ungarischen Re-
gierung: Hier – an diesem Punkt! – soll-
te davon ausgegangen werden können,
dass jene oben angesprochenen Handha-
ben, die etwa von Nutzen sind in der Ab-
wehr hegemonialer Politik, sich auch als
nützlich gegen sich selbst bzw. als zü-
gelnd in Bezug auf sich selbst erweisen
werden. Ungarn kann schwerlich einer-
seits auf den durch die EU-Verfassung
garantierten Schutz der eigenen staat-
lichen Souveränität und territorialen In-
tegrität pochen – und andererseits ein be-
sonderes Mitentscheidungsrecht bezüg-
lich des EU-Beitritts seines Nachbarn
Rumänien für sich reklamieren. Dassel-
be gilt für Polen, wo jene Garantie selber
von existenzieller Bedeutung ist – in Be-
zug auf gleichartige In-Anspruchnah-
men eigener Bevölkerungsteile seitens
Deutschlands. huh, scc

und Polen. Beide haben überproportional
viele Stimmen, je 27, während Deutschland
mit doppelt so vielen Einwohnern lediglich
29 Stimmen besitzt.
(Quelle: Rheinischer Merkur, 27.11.2003)

Polen rüstet  sich für Kampf um die Verfas-
sung – Von Jan Cienski, Warschau
Polen bringt sich für den Kampf um den bis-
herigen Abstimmungsmodus im europäi-
schen Ministerrat in Position. Hauptgegner
ist Deutschland, dem Polens Außenminister
vorwirft, immer weniger Reue für das im
Zweiten Weltkrieg verursachte Leid zu
empfinden – […]. Polen sieht sich an der
Spitze eines Lagers von Ländern, die ver-
langen, dass der Abstimmungsmodus im
Ministerrat beibehalten werden sollte, wie
er beim EU-Gipfel von Nizza 2000 verein-
bart wurde. […]

Die Großen gegen die Kleinen –
Deutschland und Frankreich sind die här-
testen Befürworter der neunen ‚doppelten
Mehrheit‘ … Dass Warschau und Berlin sich
politisch erneut in entgegengesetzten
Ecken wiederfinden, sei ‚nicht gut‘, sagt
[Außenminister] Cimoszewisz. Beide Län-
der hätten schon bei der Frage des ameri-
kanischen Einmarsches in Irak nicht über-
eingestimmt, fügte er hinzu.Auch im Rück-
blick auf den Zweiten Weltkrieg gebe es
Meinungsverschiedenheiten, da immer
mehr Deutsche sich auf deutsches Leid kon-
zentrierten und nicht auf deutsche Schuld.
‚Wir haben unseren deutschen Freunden in
den vergangenen Monaten mehrmals sig-
nalisiert, dass wir uns darüber Sorgen ma-
chen‘, sagt der Minister. […]

Trotz deutscher Drohungen gegen Polen
und Spanien will Warschau…in der Ab-
stimmungsfrage nicht nachgeben.Deutsch-

land hatte beiden Ländern mit finanziellen
Konsequenzen gedroht. – Obwohl die pol-
nische Haltung als eigennützig geschmäht
wird, argumentiert Polen im Namen aller
Beitrittsländer. Polen habe unter beiden
Abstimmungssystemen in etwa das gleiche
Gewicht, sagte Cimoszewicz.Was sich aber
drastisch verändere, sei die Stellung klei-
ner Nationen – also der meisten der zehn
neuen Mitglieder. Als Gesamtes hätten die-
se damit nach dem neuen Verfahren sehr viel
weniger Macht als unter dem Nizza-Sys-
tem.

Doppelte Mehrheit widerspricht dem euro-
päischen Gedanken –
‚Das neue Abstimmungssystem reduziert
den Einfluss der Beitrittsländer radikal‘,
sagte Cimoszewicz,‚und es verstärkt die Po-
sition der vier größten und stärksten Mit-
glieder ungewöhnlich deutlich‘. Die dop-
pelte Mehrheit möge zwar effizienter er-
scheinen, doch ‚ist sie eine Gefahr für den
Gedanken der europäischen Integration‘,
weil sie die größten Länder in eine beherr-
schende Position bringen könnte, warnte
der Minister. […]

‚Wir sind vollkommen davon überzeugt,
dass Polen das europäische Ideal in der
Schlacht verteidigt‘, sagte Cimoszewicz.
Das System von Nizza solle für einige Jah-
re beibehalten und erprobt werden.Wenn es
Mängel aufweise, werde auch Polen die Re-
formidee unterstützen. –

Cimoszewicz erinnerte an das Gefühl
von Verrat, das Polen über die Arbeit des
Verfassungskonvents empfand.Der [sprich:
das Präsidium unter Vorsitz von Valerie Gis-
card d’Estaing / die Verf.] habe das neue Ab-
stimmungssystem entschieden, ohne Polen
zu Rate zu ziehen, wo Polen doch für den
EU-Beitritt auf der Grundlage des Nizza-

Vertrags gestimmt habe – nicht basierend
auf dem Verfassungsentwurf… 
(Quelle: Financial Times Deutschland, 11.12.03) 

Polen – Beifall für den ‚Erfolg‘ Millers
14. Dezember 2003  Nationalkonservative
und Liberal-Konservative in Polen haben
das Scheitern des Brüsseler EU-Gipfels am
Wochenende als Erfolg für ihr Land ge-
feiert. Sie gratulierten Ministerpräsident
Miller, der eine Minderheitsregierung aus
dem Demokratischen Linksbund (SLD) so-
wie der sozialistischen Arbeitspartei (UP)
führt, dazu, dass er in den Beratungen über
die künftige Verfassung der EU Polens
Interessen mit Härte vertreten habe. Der
Vorsitzende der nationalkonservativen
Partei ‚Recht und Gerechtigkeit‘ (PiS),Kac-
zynski, sagte im polnischen Fernsehen, der
Ausgang der Brüsseler Verhandlungen sei
ein persönlicher Erfolg Millers und der Re-
gierung.

Dass der Entwurf für eine neue Verfas-
sung habe durchgedrückt werden sollen,sei
der Versuch eines Staatsstreiches in der EU
gewesen. Der habe das Ziel gehabt, Polen
zu einem ‚halbkolonialen Status‘ zu verur-
teilen. Der Bundesregierung warf Kaszyns-
ki vor, sie verwechsele die Interessen
Deutschlands mit denen der EU,Frankreich
kreidete er an, es habe sich unklug verhal-
ten, indem es die deutsche Position in der
Frage der Stimmengewichtung im EU-Mi-
nisterrat übernommen habe. […]. Die EU
könne ohne Grundgesetz auskommen. Als
Ideal schwebe ihm ohnehin die alte EWG
vor, in welcher das kleine Luxemburg ge-
nauso viele Rechte wie die um vieles größe-
re Bundesrepublik Deutschland gehabt ha-
be, sagte Kaczynski.
(Quelle: FAZ.NET, 15.12.2003) 

•



Katalonien: neues Autonomiestatut
Mit Drohungen hat die Zentralregierung
Spaniens auf die Regierungsbildung in
Katalonien reagiert und dem neuen Re-
gierungschef „Gefängnis“ angedroht.
Die neue,von den Sozialisten (PSOE) ge-
führte Regierung, die mit der Republika-
nischen Linken Ktaloniens (ERC) und
der kommunistisch dominierten Initiati-
ve für Katalonien/Grüne (IC/V) eine Ko-
alition bildet, will ein neues Autonomie-
statut für die Region ausarbeiten. Kata-
lonien soll eingeständiger werden und
ein eigenes Finanzierungssystem erhal-
ten. Auf die Palme bringt die Zentralre-
gierung, dass der Koalitionsvertrag vor-
sieht,gegebenenfalls ein Referendum für
ein neues Statut abzuhalten. Dazu
kommt, dass der Vertrag Bündnisse nur
mit demokratischen Parteien vorsieht
und die Volkspartei (PP), die Spanien mit
absoluter Mehrheit und harter Hand re-
giert, explizit ausschließt. Das neue Sta-
tut soll in 100 Tagen ausgearbeitet sein.
Zur Abstimmung käme es, so der neue
Regierungschef, wenn die Reform in Ma-
drid abgelehnt bzw.behindert werde.Für
den Sprecher der Zentralregierung ver-
stößt dieser „Unsinn“ gegen die Verfas-
sung. Er warnte die katalanische Regie-
rung vor „strafbaren Handlungen“,denn
die PP macht aus den Vorhaben in Kata-
lonien gerade Delikte.– Kürzlich wurde
ohne Diskussion im Parlament ein Pas-
sus in die Strafrechtsreform eingefügt,
um die Durchführung eines Referendums
mit drei bis fünf Jahren zu ahnden. Das

richtet sich zwar gegen Vorhaben im Bas-
kenland, würde aber ebenso auf Katalo-
nien angewandt, so der Regierungsspre-
cher. Immerhin hat die PSOE, die bisher
die autoritäre Politik der PP eher stütz-
te, in Katalonien einen Sinneswandel
vollzogen.Mit dem neuen Autonomiesta-
tut, so der katalanische Regierungschef,
werde eine neue Etappe Kataloniens im
Zusammenleben „mit den Völkern in
Spanien,Europas und der Welt“ eröffnet.
(Nach einem Artikel von Ralf Streck)

Nordzypern: Denktasch verliert die
Mehrheit 
Die Wahlen im türkisch besetzten Teil
Zyperns haben zwar nicht den Durch-
bruch für die Befürworter einer Wieder-
annäherung an den oder gar Wiederver-
einigung mit dem griechischen Teil der
Insel gezeitigt. Doch zeigt die Abstim-
mung eine deutliche Kräfteverschie-
bung,die zugleich den Wunsch vieler tür-
kischer Zyprioten zum Ausdruck bringt,
der EU beizutreten. Die linksgerichtete
Türkisch-Republikanische Partei (CTP)
wurde mit 19 Stimmen stärkste Partei
und wird deshalb wahrscheinlich mit der
Regierungsbildung beauftragt. Mit ih-
rem Bündnispartner Bewegung für Frie-
den und Demokratie kommt sie jedoch
nur auf 25 Stimmen, ebenso viel wie das
Bündnis der rechtsgerichteten Regie-
rungsparteien. Immerhin haben auch die
Tausende Stimmen der Siedler, die
Denktasch aus der Türkei warb, ihm
nicht zur Mehrheit verholfen.

Ungarn: Gesetz gegen 
Volksverhetzung
Mit knapper Mehrheit hat das un-
garische Parlament ein Gesetz verab-
schiedet, öffentliche Hetze gegen irgend
eine Gruppe aufgrund ihrer Zugehörig-
keit zu einer Nation, ethnischen Gruppe
oder Religion oder Aufrufe zu Gewalt-
handlungen unter Strafe stellt. Dieses
Gesetz,das sich vor allem gegen weit ver-
breitete antisemitische Hetze richtet,
war lange umstritten.Erst als ein Gericht
vor einigen Wochen einen ehemaligen
MIÉP-Abgeordneten in zweiter Instanz
vom Vorwurf des Antisemitismus frei-
sprach (wir berichteten), kippte die Mei-
nung insbesondere bei den Freidemokra-
ten, so dass das Gesetz jetzt verabschie-
det werden konnte. (Quelle: Budapester
Zeitung online)

US-Chemieindustrie: Geheim-
kampagne gegen Chemikalien-Tests
Die amerikanische Chemieindustrie
plant eine Geheimkampagne gegen Si-
cherheitstests für Chemikalien. Ein ent-
sprechendes Strategiepapier wurde der
Umweltorganisation Environmental
Working Group zugespielt. Demnach
versucht das American Chemistry Coun-
cil (ACC), dem auch die deutschen Kon-
zerne BAYER, BASF und DEGUSSA an-
gehören, „das Vorsorgeprinzip zu stig-
matisieren“, um den „Informations-
krieg“ gegen die Umweltbewegung zu
gewinnen. Im Rahmen der Kampagne
sollen eine „unabhängige Bürgerinitiati-
ve“ gegründet, Journalisten angeworben
und „Pläne, Motivation und Verbündete
von Umweltaktivisten“ gesammelt wer-
den. Philipp Mimkes von der Coordina-
tion gegen BAYER-Gefahren: „Dieses
Strategiepapier bietet einen seltenen
Einblick in die doppelzüngige Vorge-
hensweise der Chemieindustrie. In Wer-
bekampagnen ist von „Responsible Ca-
re“ und „intensiven Anstrengungen für
den Umweltschutz“ die Rede– gleichzei-
tig werden Kritiker bespitzelt und selbst
elementarste Sicherheitsvorkehrungen
mit allen Mitteln bekämpft. Der Schutz
von Umwelt und Verbrauchern ist für die
Industrievertreter offenbar vollkommen
nebensächlich.“ Mimkes fordert den
BAYER-Konzern auf, das ACC zu verlas-
sen und sich deutlich von der Kampagne
zu distanzieren. Der Verband der ameri-
kanischen Chemieindustrie will im Rah-
men der Kampagne „Vertreter von Min-
derheiten und Verbraucherschützer“ an-
werben, da diese in der Öffentlichkeit
„glaubhafter“ als Unternehmensvertre-
ter wirken. Hintergrund ist, dass die Be-
mühungen der EU,Tausende von Chemi-
kalien erstmalig auf Umwelt- und Ge-
sundheitsrisiken hin zu untersuchen, bei
amerikanischen Umweltverbänden und
Behörden (besonders in Kalifornien) auf
großes Interesse stößt. (PE Coordination
gegen BAYER-Gefahren, leicht gekürzt) 

Zusammenstellung: scc
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Brüssel. 24 Stunden lang lief nichts. Die ca. 6000 Beschäftigten im öffentlichen
Nahverkehr der belgischen Hauptstadt ließen am 12.12. Metros, Züge und Bus-
se in den Depots und streikten. Ihr Zorn richtet sich gegen die schleichende Pri-
vatisierung des Nahverkehrsbetriebs MIVB. Die in den letzten Jahren getätigten
Investitionen sind völlig unzureichend, die Verkehrsmittel verkommen regel-
recht. Personal wird eingespart. Streikposten, die an verschiedenen Orten dar-
auf achteten, dass der Streik nicht gebrochen wird, berichteten, dass die Ver-
kehrsbetriebe mit mindestens 10% unterbesetzt sind. Fahrer müssten sogar an
ihren Urlaubstagen arbeiten. Sicherheitsregeln würden nicht eingehalten. Die
technischen Probleme nähmen überhand. (Quelle und Bild: Indymedia Belgien)
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Ergebnisse des Friedenspolitischen
Ratschlags am 6./7. Dez. in Kassel
KASSEL.Rund 350 Menschen aus der gan-
zen Bundesrepublik und aus dem be-
nachbarten Ausland diskutierten an den
beiden Tagen in der Kasseler Universität
„Perspektiven einer friedlichen Welt“.
Der Bundesausschuss Friedensratschlag
hatte für den Kongress eine Erklärung
vorbereitet und nach intensiver Beratung
in einer Redaktionsgruppe am Ende den
TeilnehmerInnen mit auf den Weg gege-
ben. Darin werden 5 vordringliche Auf-
gaben der Friedensbewegung formuliert: 

1. Der Irakkrieg soll in Form dezen-
traler Hearings und anderer Veranstal-
tungen mit Experten, Wissenschaftlern
und Augenzeugen aufgearbeitet werden.
Münden sollen diese Aufklärungs- und
Ermittlungsaktivitäten in ein Internatio-
nales Kriegs-Tribunal.

2.Die Friedensbewegung soll sich noch
stärker als in der Vergangenheit mit dem
israelisch-palästinensischen Konflikt
beschäftigen. Mit der am 1. Dezember
veröffentlichten „Genfer Initiative“ liegt
eine neue interessante Anregung von
Nicht-Regierungsseite vor, die dem Frie-
densprozess neue Impulse verleihen und
der Gewaltspirale ein Ende bereiten
könnte.

3. Die Entwicklung der Europäischen
Union von einer Wirtschaftsgemein-
schaft in ein Militärbündnis muss Ein-
halt geboten werden. Dies impliziert die
Ablehnung der EU-Verfassung in der
vorliegenden Form. Die Friedensbewe-
gung wird sich am 9. Mai 2004 an den eu-
ropaweiten Protesten anlässlich des EU-
Gipfels in Rom beteiligen. Die EU-Kritik
schließt den Widerstand gegen die weite-
re Umwandlung der Bundeswehr in eine
Interventionsarmee ein.

4. Mit dem Beschluss des US-Kon-
gresses, der Regierung Geld zur Verfü-
gung zu stellen, um die Entwicklung sog.
„Mini-Nukes“ voranzutreiben, droht ein
atomarer Rüstungswettlauf. Die Frie-
densbewegung wird bestehende interna-
tionale Kampagnen, z.B. die des welt-
weiten Hiroshima-Bündnisses von Bür-
germeistern unterstützen, die Welt ganz
von Atomwaffen zu befreien.

5. Die Friedensbewegung wird sich
noch stärker in die Bewegungen gegen
Sozialabbau und neoliberale Globalisie-
rung einbringen. Partner auf Seiten der
Gewerkschaften und anderer sozialer
Bewegungen (z.B. Attac) sind zahlreich
vorhanden. Die Unterschriftenkampag-
ne „Abrüstung statt Sozialabbau“ wird
weitergeführt – zunächst bis zum 20.3.
2004. www.uni-kassel.de/fb10/frieden

Bundestreffen der Mumia Abu-
Jamal Unterstützungskomitees
BREMEN. Zum Internationalen Tag der

Menschenrechte am 10. Dezember rief
das „Bundestreffen der Mumia Abu-Ja-
mal Unterstützungskomitees“ dazu auf,
den Einsatz für Mumia Abu-Jamal zu in-
tensivieren. In der Erklärung heißt es:
„Ähnlich wie bei Angela Davis ist eine
weltweite Bewegung für sein Leben und
seine Freiheit entstanden. Und ähnlich
wie damals stellen viele Menschen, die
sich rund um den Globus für Mumia Abu-
Jamal einsetzen, ihren Kampf gegen sei-
ne Hinrichtung in den Zusammenhang
des internationalen Kampfes gegen
Krieg,Todesstrafe, Rassismus und globa-
le kapitalistische Unterdrückung. Schon
zweimal gelang es der Bewegung,dass ein
drohender Hinrichtungsbefehl nicht
vollstreckt wurde. Aber Mumia sitzt im-
mer noch in der Todeszelle und schwebt
in höchster Lebensgefahr. Ohne unseren
Druck wird ihm auch kein Gericht Ge-
rechtigkeit widerfahren lassen. Deshalb
rufen wir jetzt, da der Kampf um Mumia
Abu-Jamals Leben und Freiheit in die
letzte Runde vor den Bundesgerichten
geht, alle dazu auf, ihren Einsatz zu in-
tensivieren.

Angela Davis hat den Kampf gegen die
Todesstrafe und für Leben und Freiheit
von Mumia Abu-Jamal zur Priorität in
ihrer politischen Arbeit gemacht und ist
zur anerkannten Sprecherin dieser Kam-
pagne geworden.Am 4.Oktober 2003 sag-
te sie auf der Veranstaltung anläßlich der
Verleihung der Ehrenbürgerschaft der
Stadt Paris an Mumia Abu-Jamal,auf der
sie für Mumia die Urkunde entgegen-
nahm: „Das ist mein bescheidener Bei-
trag zur Solidaritätsbewegung. Für mich
hat das Priorität in meinem Leben.Wenn
die Leute vor dreißig Jahren es nicht auch
zu ihrer Priorität gemacht hätten,sich für
mich einzusetzen, dann wäre ich heute
noch immer im Gefängnis.“ In diesem

LEIPZIG, FFM, BERLIN. In Leipzig, Frankfurt/Main
und in Berlin demonstrierten am 13.12.2003 rund
60.000 Studierende gegen Bildungs- und Sozial-
abbau. Zeitgleich fanden Demonstrationen in
Österreich und in Frankreich statt. Dies berich-
tet der freie zusammenschluss von studentIn-
nenschaften (fzs). Kürzungen im Bereich der Bil-
dungspolitik führen aus seiner Sicht nicht nur zu
einer Verschärfung der sozialen Selektivität, son-
dern vor allem auch zu massiven Qualitätsein-
bußen. „Ohne ausreichende Mittel ist eine quali-
tative Studienreform nicht möglich“, so der fzs
und ergänzt: „Neben ausreichenden Mitteln ist
die studentische Beteiligung bei Reformvorha-
ben notwendig.“ Der fzs plant noch in diesem Se-
mester im Rahmen einer bundesweiten Veran-
staltung, die während der Proteste angestoßenen
Debatten aufzugreifen.Vor und nach diesen drei
zentralen Großdemonstrationen finden in zahl-
reichen Universitätsstädten Aufklärungsaktio-
nen, Demos, Streiks und auch Besetzungen statt.
Das Bild zeigt die Besetzung des Bertelsmann-
Hauses in Berlin-Mitte, mit der die aktive Rolle
des Konzerns bei der Privatisierung des öffent-
lichen Bildungswesens kritisiert wird. www.stu-
dierende-fzs.de und http://asta.tu-berlin.de
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Sinne fordern wir mit ihr: Ein neues fai-
res Verfahren für Mumia Abu-Jamal!
Freiheit für Mumia Abu-Jamal und alle
politischen Gefangenen! Abschaffung
der Todesstrafe!“ http://freedom-now.de

Arbeitslosengruppen kritisieren
„Bermudadreieck Arbeitsämter“
BIELEFELD. 1,3 Millionen Erwerbslose
sind seit Jahresbeginn aus der Arbeits-
marktstatistik gefallen, ohne eine neue
Arbeit aufnehmen zu können. Dies sind
215.000 mehr als im Vorjahreszeitraum.
Gleichzeitig können die Arbeitsämter
immer weniger Arbeitslose in Lohn und
Brot bringen: Die Zahl der vermittelten
Arbeitslosen sank um 170.000 auf
615.000. „Die Arbeitsämter betreiben
keine Vermittlungsoffensive sondern
drängen Erwerbslose verstärkt aus der
Statistik und dem Leistungsbezug“, kri-
tisiert Martin Künkler von der Koordi-
nierungsstelle gewerkschaftlicher Ar-
beitslosengruppen. 826.000 Erwerbslose,
die keine Leistungen erhalten, sind aus
der Statistik verschwunden, weil sie ihr
Arbeitsgesuch nicht nach drei Monaten
erneuert haben.Vielfach kein freiwilliger
sondern ein von den Arbeitsämtern pro-
vozierter Rückzug, meint Martin Künk-
ler.„Die Leute ziehen sich enttäuscht und
entnervt vom Arbeitsmarkt zurück, weil
sie immer weniger Hilfen und Stellenan-
gebote erhalten,aber immer mehr Pflich-
ten und Auflagen erfüllen müssen.“ Wei-
tere 476.000 Erwerbslose werden in der
Arbeitslosenstatistik nicht mehr geführt,
weil ihnen die Arbeitsämter fehlende
Mitwirkung oder Verfügbarkeit unter-
stellen. Nach Künklers Erfahrungen
werden solche Pflichtverletzungen aber
auch von den Arbeitsämtern „mutwillig
durch fragwürdige Praktiken bis hin zur
Schikane provoziert“. Dabei richtet sich
die Kritik der gewerkschaftlichen Ar-
beitslosengruppen ausdrücklich nicht
gegen die Mitarbeiter in der Arbeitsver-
waltung. Vielmehr sei der verstärkte
Druck auf Arbeitslose durch die Hartz-
Gesetze sowie die Vorgaben der Nürn-
berger Zentrale Schuld daran, dass Er-
werbslose „die Arbeitsämter nicht als
kompetenten Dienstleister, sondern viel-
fach als feindliche Behörde“ erlebten.

www.erwerbslos.de

Stadtrat fordert Rep zur Mandats-
niederlegung auf
DÜSSELDORF. In einer gemeinsamen Re-
solution haben die Düsseldorfer Rats-
fraktionen von CDU, SPD, Bündnis
90/Die Grünen und FDP Ende November
das Ratsmitglied Jürgen Krüger aufge-
fordert, wegen seiner antisemitischen
Äußerungen umgehend sein Ratsmandat
niederzulegen. Krüger hatte in der Be-
zirksvertretung Stadtmitte gesagt, man
habe,„wenn das so weitergeht,bald mehr
Gedenkstätten als ermordete Juden“.
Oberbürgermeister Joachim Erwin be-
zeichnete die Äußerungen Krügers als

des Rates unwürdig und sprach allen
Menschen, die durch die Äußerungen
Krügers beleidigt worden seien, sein Be-
dauern und Mitgefühl aus. „Wer den Ho-
locaust leugnet, hat in diesem Hause
nichts zu suchen", sagte er. Die Ratsfrak-
tionen begrüßten ausdrücklich, dass die
Stadtverwaltung derzeit die rechtlichen
Möglichkeiten eine Ausschlusses Krü-
gers aus dem Rat prüft. Die Staatsan-
waltschaft klärt, ob ein förmliches Er-
mittlungsverfahren wegen des Verdachts
der Volksverhetzung eingeleitet wird.

Auf der anderen Seite erhielt Krüger
vom stellv.Bundesvorsitzenden der Reps,
Björn Clemens, Beifall: „Gut, daß ein
Mann wie Krüger, der als Einzelvertreter
unserer Partei im Rate hervorragende Ar-
beit leistet, den Mut für klare Worte hat.
Wir haben in der Tat genug und überge-
nug Mahnmale für die Geschehnisse im
Dritten Reich. Was uns dagegen fehlt, ist
ein Mahnmal für die Opfer des angloa-
merikanischen Bombenterrors in Düssel-
dorf. Auch eine Gedenkstätte für die Ver-
treibung suche ich hier vergeblich."
www.duesseldorf.de. www.rep-nrw.de

Walli bleibt wo sie ist – 5 Jahre
Mietvertragsverlängerung!
LÜBECK. Am 6.12. demonstrierten zwi-
schen 1000 und 1500 Menschen in der Lü-
becker Innenstadt für den Erhalt des von
Räumung bedrohten selbstverwalteten
Jugend- und Kulturzentrums alternative
(„Walli“). Damit wurde auf das am 27.11.
von der CDU in der Lübecker Bürger-
schaft verabschiedete „Angebot“ geant-
wortet. Dieses sieht vor, der alternative
den Vertrag, der am 28. Februar ausläuft,
um 16 Monate zu verlängern, wenn die
Bedingungen der Zahlung einer jähr-
lichen Miete von etwa 25.000 Euro und
die Aufgabe des Bauwagenprojektes (das

gegen „öffentliches Recht“ verstoße) er-
füllt werden. Im Laufe dieser Zeit soll
dann angeblich ein Ersatzgelände ge-
sucht werden. Die Betroffenen lehnten
diese diktierten Bedingungen als unan-
nehmbar für ein unkommerzielles Zen-
trum ab. Sie organisieren weitere Pro-
testaktionen und sammeln Unterschrif-
ten für den Erhalt des 25 Jahre alten Zen-
trums kultureller und politischer Vielfalt.
Bis jetzt wurden über 14.000 Unter-

schriften gesammelt. Sollte die CDU an
ihrem Eskalationskurs festhalten, kün-
digen die Betroffenen eine Besetzung von
Walli im Februar an.www.walli-bleibt.de

Teil-Erfolg der Kampagne „Hände
weg von Conne Island!“
LEIPZIG. Das Finanzamt Leipzig hatte im
November 2003 dem Jugend- und Kul-
turzentrum die vorläufige Gemeinnüt-
zigkeit für 2004 nicht erteilt. Es bemän-
gelte das politische Engagement des Ver-
eins,obwohl dies seit Jahren auch von of-
fizieller Stelle geschätzt und gewürdigt
wird. So wurde der offene Charakter des
Conne Islands, eine Grundlage jeder Ju-
gendarbeit, als Grund für die Finanz-
amtsentscheidung genannt.

Anlass der skandalösen Entscheidung
war offensichtlich ein Schreiben des
Sächsischen Landesamtes für Verfas-
sungsschutz vom Mai 2003, in dem der
Entzug von öffentlichen Fördermitteln
für das Conne Island empfohlen wird.
Das Papier versucht das allseits bekann-
te und z.B. von der Heinrich-Böll-Stif-
tung prämierte Eintreten gegen Rechts-
extremismus zu diskreditieren. Gegen
den Skandal, dass ein Geheimdienst of-
fen auf die Kulturpolitik der Stadt Leip-
zig Einfluss zu nehmen versucht, protes-
tieren an den letzten beiden Sonntagen
zwischen 800 und 1.000 Personen.Außer-
dem konnte durch einen Besuch am
26.11.2003 von ca. 150 SympathisantIn-
nen und Vereinsmitgliedern das Finanz-
amt zu einer Überprüfung der Entschei-
dung bewogen werden. Eine Solidari-
tätserklärung zugunsten des Conne Is-
land wurde inzwischen von ca. 400 Per-
sonen und Institutionen unterschrieben.
Aber auch öffentliche Stellen, wie das
Kulturamt Leipzig, setzten sich gegen-
über dem Finanzamt für das Conne Is-
land ein.

Daraufhin erhielt der Verein am
10.12.2003 die Mitteilung, dass unter be-
kannten Bedingungen die Erteilung einer
vorläufigen Gemeinnützigkeit möglich
ist. Zwar hält das Finanzamt an seiner
Auffassung fest,dass „gemeinnützschäd-
lich“ wäre, was der allgemeinen Öffent-
lichkeit zu Gute kommt, doch scheint ei-
ne Einigung in absehbarer Zeit zu gelin-
gen. Zum Dank für die umfangreiche
Unterstützung fand am 14.12. eine Demo
mit anschließendem Konzert statt.

http://kampagne.conne-island.de
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Die Zielsetzung des Kölner Leitbildes ist
die Positionierung Kölns in der Konkur-
renz zwischen den Städten und Metro-
polen:  „Köln steht im Wettbewerb mit
Städten und Stadtregionen in Deutsch-
land, in Europa und der Welt“, heißt es in
der Präambel. Im ersten Abschnitt:
„Städte und Regionen konkurrieren heu-
te und in Zukunft mehr denn je um Men-
schen, Unternehmen, Wissens- und Kul-
tureinrichtungen. Wer in diesem Wettbe-
werb überzeugende Argumente hat, wird
als Standort und Lebensraum zukunfts-
fähig sein.“

Die Vorgeschichte

Zur Standortfrage hatten sich Kölner Po-
litiker in der Vergangenheit sehr oft po-
sitioniert. Erinnert sei an Köln: „Wirt-
schaftszentrum West“. Bereits im Mai
1999 hatte  sich der damalige SPD-Ober-
stadtdirektor Heugel, bundesweit be-
kannt wegen seiner verbotenen Insider-
Aktiengeschäfte, auf dem Gewerk-
schaftstag der Kölner Komba dafür aus-
gesprochen, dass es ein Leitbild geben
soll:

„Wir brauchen ein Leitbild, nach dem
wir handeln und unser Tun unterordnen
können. Wir brauchen ein einheitliches
Erscheinungsbild nach außen.“ (2)

Noch unter der SPD-Mehrheit
war klar, nicht die Lebensqua-
lität der Menschen soll im Mittel-
punkt stehen, sondern der „Wett-
bewerb der Regionen“ (2). Heu-
gels Motto im Oberbürgermeis-
terwahlkampf lautete dann auch
„Köln ist mein Beruf.“ Dazu kam
es aber nicht mehr.

Ende 1999 wechselten die
Mehrheiten, die CDU stellt den
Oberbürgermeister und mit der
FDP, später mit den Grünen, die
Mehrheit im Rat.

Anfang 2001 machte der IHK-
Vizepräsident Bauwens-Ade-
nauer den Vorschlag, ein Leitbild
für Köln zu entwickeln. Damals
wurde der Vorschlag als genial
gefeiert. Da sich die Adenauer-
Stiftung seit Jahren mit dem The-
ma befasst, ein eher naheliegen-
der Gedanke.

Die Lokale Agenda Gruppen
sahen zu diesem Zeitpunkt in der
Leitbild-Diskussion eine Chan-

ce, ihre Forderungen nach einer nachhal-
tigen sozialen und ökologischen Politik
in der Öffentlichkeit stärker präsentieren
zu können. Sie schrieben: 

„Die KölnAgenda hat die Diskussion
und den Beschluss zur Entwicklung ei-
nes Kölner Leitbildes außerordentlich
begrüßt, denn Leitbildentwicklung und
der Auftrag der Lokalen Agenda 21 ha-
ben vieles gemeinsam.“ (3) 

Als dann im Dezember 2001 im Stad-
trat eine Vorlage von Oberbürgermeister
Schramma vorgelegt und verabschiedet
wurde,war der Kurs klar: Das Primat der
Wirtschaftspolitik und die Interessen der
IHK würden im Zentrum der Diskussion
stehen. Die PDS Offene Liste erklärte im
Rat:

„Um die Lokale-Agenda-Gruppen
nicht vor den Kopf zu stoßen, werden wir
uns bei dieser Abstimmung enthalten.“
(4) 

Der DGB bringt sich ein

Die Forderungen der Lokalen Agenda
spielten dann in der Diskussion kaum ei-
ne Rolle.Zu Beginn der Diskussion konn-
te zwar durchgesetzt werden, dass die
frauenpolitischen Forderungen eine
gleichberechtigte Rolle in der Diskussion
bekamen, aber die vielen anderen Anlie-

gen der Lokalen Agenda gingen unter.
Dem DGB und anderen Gruppen ge-

lingt es punktuell, richtige Forderungen
ins Leitbild einzubringen:

„Köln fördert prioritär eine wettbe-
werbsfähige Wirtschaft. Dies ist eine we-
sentliche Voraussetzung damit in Köln je-
der Mensch die Möglichkeit hat, eine
existenzsichernde Erwerbsarbeit auszu-
üben. Die Förderung von Innovation und
Beschäftigung hat Priorität für das Han-
deln von Rat und Verwaltung.“ (S. 18)

Und:
„Köln investiert zielgerichtet in die

Qualifizierung und Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund,um die
Potenziale der kulturellen Vielfalt für die
Stadtgesellschaft zu erschließen.“ (Seite
15)

Eine „umfassende Bürgerbeteiligung“
(S. 25) kann man im Leitbild wiederfin-
den, aber das alles bleiben rote Farbtup-
fer in einer wettbewerbs- und konkur-
renzorientierten Zielperspektive. Sehr
deutlich wird das an der Zielvorgabe:
„Köln muss an Attraktivität insbesonde-
re für Leistungsträgerinnen und Leis-
tungsträger, für Besucherinnen und Be-
sucher, für Investorinnen und Investoren
gewinnen.“ (Seite 8)

Das Leitbild des deutschen Städtetages

Im Mai 2003 verabschiedete der Deut-
schen Städtetag ein „Leitbild für die
Stadt der Zukunft“. Im Gegensatz zum
konservativen Kölner Ergebnis werden
hier  keine konservativen Perspektiven
entwickelt, aber wichtige demokratische
Positionen bestimmt, die auch von Sozi-
alisten mitgetragen werden können:

„Entwicklungen auf Bundes-, Landes
und der Europäischen Ebene höhlen das
Wesen der kommunalen Selbstverwal-
tung aus. Ohne Wiederherstellung und
Bewahrung ihrer Gestaltungsmöglich-
keiten werden die Städte ihre Funktio-
nen in der Zukunft nicht wahrnehmen
können … Grundlage der Stadtpolitik ist
die lokale Autonomie, wie sie in der ver-
fassungsrechtlichen Garantie der kom-
munalen Selbstverwaltung zum Aus-
druck kommt.“

Nicht die Konkurrenz, sondern die
kommunale Selbstverwaltung,ist für den
Deutschen Städtetag der Ausgangspunkt
einer Leitbilddiskussion. Ein Ansatz, der
im liberal-konservativen Köln keine
Chance hatte: „Die Städte gelten zu
Recht als Keimzelle und Schule der De-
mokratie. Dieser Umstand verpflichtet
die Stadtpolitik zu einem Höchstmaß an
Bürgerorientierung. Lokale Autonomie
als Grundsatz der städtischen Politik ist
die Voraussetzung für Demokratie und
Bürgerorientierung.“ (5)

Kooperation statt Konkurrenz

Anders als das Kölner Leitbild favorisiert
der Deutsche Städtetag, zwischen den
Kommunen die „partnerschaftliche Ko-
operation zu entwickeln, in deren Rah-
men die Stadtregionen einvernehmlich
ihre Aufgabenstellung definieren“ (5).

Leitbild Köln 2020

Konkurrenz der Städte ist 
keine soziale Motivation
Anfang November präsentierte der CDU-Oberbürgermeister Schramma und der Koordina-
tionsausschuss der Leitbildgruppen ein Kölner Leitbild 2020 der Öffentlichkeit. Die Ergeb-
nisse sind in einer vierfarbigen Hochglanzbroschüre mit einem davon schwebenden, lä-
chelnden Kindergesicht auf der Titelseite, dokumentiert. (1) Dieses Leitbild wurde formal mit
einer Bürgerbeteiligung mit ca. 350 Kölnerinnen und Kölner unter Federführung der Pro-
gnos AG und einem Leitbildbeauftragten der Stadt erstellt.
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Stimmen zu den 
Gemeindefinanz-Be-
schlüssen der Partei-

spitzen am 14.12.2003

Deutscher Städtetag. Die Beschlüsse
der Parteispitzen zur Gemeindefinanz-
reform werden den Städten nach Auf-
fassung des Deutschen Städtetages et-
was mehr finanziellen Spielraum ver-
schaffen, reichen aber nicht aus, um die
kommunalen Finanzprobleme zu be-
wältigen … Vor allem das Absenken der
Gewerbesteuerumlage werde unmittel-
bar Geld in die kommunalen Kassen
bringen. Das Gesamtvolumen der
Mehreinnahmen bleibe allerdings deut-
lich hinter den Erwartungen der Städ-
te zurück und reiche angesichts der ho-
hen kommunalen Defizite und des dra-
matischen Verfalls der Investitionen
nicht aus. Das bestätige auch das heu-
te vom Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichte kommunale Defizit in den er-
sten neun Monaten 2003 in Höhe von 8,7
Milliarden Euro …

„Die Kommunalisierung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit ist abgewendet.Die
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit wird nicht von einer nationalen in
eine lokale Aufgabe umgewandelt“,hob
Städtetagsgeschäftsführer Articus her-
vor: „Ein großes Fragezeichen bleibt
allerdings, ob die dringend notwendige
und immer wieder versprochene deut-
liche finanzielle Entlastung der Kom-
munen bei den Sozialausgaben tat-
sächlich eintritt.“ Lösungsvorschläge,
wie die Kommunen hier – wie vom
Kanzler versprochen – um 2,5 Milliar-
den Euro entlastet werden, stünden
noch aus …

Zur Gewerbesteuer stellte Articus
fest: „Das ist keine Reform der Gewer-
besteuer,sie wird in ihrer Struktur nicht
wesentlich verbessert, aber die Städte
müssen endlich wieder weniger von ih-
rer wichtigsten Steuer an Bund und
Länder abführen. Außerdem ist Scha-
den von der Gewerbesteuer abgewen-
det worden: Sie wird weder demontiert
noch abgeschafft, wie dies in den ver-
gangenen Monaten mehrfach im Ge-
spräch war.“ Da das Absenken der Ge-
werbesteuerumlage den seit langem er-
hobenen Forderungen der Städte nach
Soforthilfe entspreche und keine echte
Reform bei den Einnahmen der Kom-
munen darstelle, müsse eine aufgaben-
gerechte Finanzausstattung der Kom-
munen auf der Tagesordnung bleiben.

www.staedtetag.de

Deutscher Städte- und Gemeindebund:
Die jetzt beschlossenen Verbesserungen
für die Kommunen sind aber kein Er-
satz für die weiterhin notwendige Ge-
meindefinanzreform. Wenn es zu einer
grundlegenden Steuerreform kommt,
muss auch die Finanzausstattung der
Kommunen neu geregelt werden. Un-

verzichtbar dabei ist, dass Band zwi-
schen Wirtschaft und Kommune zu
stärken, insbesondere auch gut verdie-
nende Großunternehmen wieder an der
kommunalen Infrastruktur zu beteili-
gen und die kommunalen Einnahmen
zu verbessern. Nur so können Investi-
tionen ermöglicht und Arbeitsplätze
geschaffen werden. www.dstgb.de

Bayerischer Städtetag. Deimer bedau-
erte vor allem, dass die in Aussicht ge-
stellte Anhebung des kommunalen An-
teils an der Umsatzsteuer von 2,2 auf 3
Prozent nicht beschlossen wurde. Zur
Verringerung der Gewerbesteuer-Um-
lage meinte der Vorsitzende des Städte-
tags: „Die Senkung der Gewerbesteu-
er-Umlage ist nichts anderes als die Be-
endigung eines legalisierten Dieb-
stahls. Denn die Annahmen für die Er-
höhung der Umlage sind nie eingetre-
ten“. Für Deimer ist es ein Rätsel, wie
man dieses Ergebnis als Erfolg verkau-
fen kann … Zugleich machte Deimer
kein Hehl daraus,dass er Zweifel an der
Reformfähigkeit dieses Landes hat. Die
Reform der Gemeindefinanzen wurde
bereits unter der Ära Kohl angekün-
digt, in der ersten Wahlperiode vom
Bundeskanzler Schröder als wichtig-
stes Vorhaben hervorgehoben und erst
im letzten Jahr wurde eine Kommission
zur Reform der Gemeindefinanzen ein-
gesetzt, deren Ergebnisse dann bei ei-
nem Abendessen in Hannover wegge-
wischt wurden. Deimer: „Während es
Union und Bundesregierung offenbar
keine Probleme bereitet, der Versiche-
rungsbranche rückwirkend Steuerer-
leichterungen in Milliardenhöhe zu-
kommen zu lassen, werden die Kom-
munen permanent weiter vertröstet“.
Für Deimer ist es unverständlich, dass
man die soziale und ökonomische In-
frastruktur in den Städten und Ge-
meinden sehenden Auges aufs Spiel
setzt. Deimer: „Wenn die Städte keine
guten Standorte mehr sind, im interna-
tionalen Vergleich, dann nützen auch
die sonstigen Reformen in diesem Land
nichts.“ www.bay-staedtetag.de

Gewerkschaft verdi. Bsirske bedauerte,
dass die „Gemeindefinanzreform offen-
sichtlich gescheitert“ sei.2,5 Milliarden
Euro Mehreinnahmen für die Städte
und Gemeinden seien zwar besser als
gar nichts. „Eine Reform ist das Ganze
deshalb aber noch lange nicht.“ Das Fi-
nanzierungsdefizit der Kommunen ha-
be schon nach den ersten drei Quarta-
len bei 8,7 Milliarden Euro gelegen.Da-
mit sei klar,dass „die erforderlichen In-
vestitions- und damit Beschäftigungs-
impulse auch hier ausbleiben werden“,
unterstrich der Gewerkschafter. Die
Gemeindefinanzen würden so jeden-
falls nicht langfristig stabilisiert.

www.verdi.de
Zusammenstellung: baf

Kommunale

Politik

Das sieht der Kölner CDU-Oberbür-
germeister Schramma anders und ver-
tritt keineswegs Positionen des Deut-
schen Städtetages, obwohl er in Nord-
rhein-Westfalen derzeit den Vorsitz inne
hat. Im Zuge von Fusionsverhandlungen
zwischen den Stadtsparkassen Düssel-
dorf, Bonn, Leverkusen und Köln brach
der Kölner Oberbürgermeister die Ver-
handlungen mit Düsseldorf ab und ver-
einbarte eine Fusion mit Bonn und Le-
verkusen. Seinem Düsseldorfer CDU-
Oberbürgermeisterkollegen schlug er
weitere Gespräche im zweiten Halbjahr
2004 vor: „Allerdings zu neuen Bedin-
gungen. Köln müsse im Vierer-Verbund
einen Anteil von 50 Prozent halten, hieß
es.“ (6)

Dieses imperiale Provinzgehabe treibt
die Konkurrenz zwischen den Städten
auf die Spitze und zerstört eine mögliche
Kooperation in der Region.Denn ohne ei-
ne Kooperation z.B. bei der Müllentsor-
gung oder bei der Sicherung von kom-
munalen Verbünden bei der Energiever-
sorgung, können kommunale Unterneh-
men sich langfristig nur schwer halten.
Eine Zusammenarbeit der Kommunen ist
eine reale Alternative zur Privatisierung.
Im öffentlichen Nahverkehr können auf
diesem Wege nicht nur Kosten minimiert,
sondern oft auch Lücken in der Nahver-
kehrsversorgung geschlossen werden.

Und die Konsequenzen aus der Leitbild-
diskussion?

Oberbürgermeister Schramma schlägt
jetzt in einer neuen Beschlussvorlage
dem Rat vor, grundsätzlich bei allen Be-
schlussvorlagen zukünftig immer eine
Texthinweis mitzuführen, der da lautet:
„Der Inhalt des Beschlussvorschlages
stimmt mit den Aussagen des Leitbilds
Köln 2020 überein/nicht überein“.Im ne-
gativen Fall soll das dann auch begrün-
det werden.

So kann der Bezug auf das Leitbild
Köln 2020 sowohl zum Abwürgen der
Diskussion führen, wie aber auch zu ei-
nem bloßen Ritual verkommen, zumal
sich der Oberbürgermeister bzw. die
Stadtverwaltung zum Oberrichter der
Leitbild-Fußzeile aufschwingen.

Die Alternative,eine viel stärkere Bür-
gerbeteiligung herbeizuführen, wird
nicht erwogen. Obwohl Vorschläge für ei-
nen Beteiligungshaushalt bzw. Bürger-
haushalt vom DGB Köln (7), der Lokalen
Agenda und dem Kölner Sozialforum
unterbreitet werden. Jörg Detjen

(1) Leitbild Köln 2020, November 2003, Amt für
Presse und Öffentlichkeitsarbeit, Laurenzplatz 4,
50667 Köln
(2) taz ruhr und http://www.komba-koeln.
de/Medien/Medienframes.html
(3) Von Rio an den Rhein, Lokale Agenda 21 und
der Kölner Leitbildprozess
(4) Rat der Stadt Köln, Protokoll vom 20. Dezem-
ber 2001 
(5) Leitbild für die Stadt der Zukunft, Deutschen
Städtetag, Mai 2003
(6) Kölner Stadt-Anzeiger 6./7. Dezember 2003
(7) Leitsätze zur Kommunalwahl 2004 des DGB
Köln
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Stralsund will als 1. Kommune ihre Sparkasse verkaufen – und steckt schon andere an

Proteste von Grünen und der PDS
Der Stadtrat von Stralsund hat am 11.12.2003
den Verkauf der Sparkasse berschlossen.
Land und Sparkassenverband sind dagegen.
Die Konkurrenz dagegen ist äußerst aktiv.
Kaum wurde bekannt, dass die Commerz-
bank an der Übernahme der Stralsunder
Stadtsparkasse interessiert ist, beriet die
Bank in ihrer Frankfurter Zentrale bereits
weitere Kommunen aus Ostdeutschland und
eine aus den alten Bundesländern.

Der Verwaltungsrat der Stralsunder
Sparkasse hatte beschlossen,den Verkauf
prüfen zu lassen. Mit der Mehrheit von
SPD und CDU hat nun auch die Stral-
sunder Bürgerschaft die Verkaufsabsicht
bekräftigt. Hintergrund dieser Entschei-
dung ist die angespannte Finanzlage des
Institutes mit erheblichen Kreditrisiken
vor allem im Immobilienbereich. Des-
weiteren erwartet sich die Stadt Stral-
sund durch einen Verkauf Einnahmen,die
sie in die Sanierung von Bildungs- und
Kultureinrichtungen stecken möchte.

Das Finanzministerium hat als zu-
ständige Fachaufsicht nach dem Spar-
kassengesetz die Prüf-Entscheidung des
Verwaltungsrates aufgehoben. Eine von
der Stadt beauftragte Anwaltskanzlei
kündigte bereits rechtlichen Widerstand
dagegen an.

Um die Bestimmungen des Sparkas-
sengesetzes zu umgehen, soll die Spar-
kasse ihren Geschäftsbetrieb verkaufen
und anschließend soll die Stadt als Spar-
kassenträger die Institution Sparkasse
abwickeln. Im engeren Sinne gäbe es da-
her keinen Verkauf der Sparkasse.

Umstritten ist allerdings, ob die Spar-
kassenträgerschaft zu den Pflichtaufga-
ben der Stadt gehört. Wäre dies der Fall,
so könnte die Stadt die Sparkasse nicht
abwickeln.

Position von Bündnis 90/Die Grünen

Aus Sicht der Grünen handelt der Stral-
sunder OB Lastovka kurzsichtig. Zwar
könnte er dem angeschlagenen Stadt-
haushalt mit dem Verkauf der Sparkasse
kurzfristig zusätzliche Liquidität ver-
schaffen, mittelfristig und langfristig
wäre es für die regionale Wirtschaft aber
auch für die sonstigen Kunden der Spar-
kassen fatal, wenn die Sparkasse nicht
mehr in gewohntem Maße ihrem öffent-
lichen Auftrag nachkommen würde.

Dieser beinhaltet nämlich, „auf der
Grundlage der Markt- und Wettbewerbs-
erfordernisse für ihr Geschäftsgebiet den
Wettbewerb zu stärken und die ange-
messene und ausreichende Versorgung al-
ler Bevölkerungskreise und insbesonde-
re des Mittelstandes mit geld- und kre-
ditwirtschaftlichen Leistungen auch in
der Fläche ihres Geschäftsgebietes si-
cherzustellen. Sie unterstützen die Auf-
gabenerfüllung der Kommunen im wirt-
schaftlichen, regionalpolitischen, sozia-

len und kulturellen Bereich.“ Es dürfte
unstrittig sein, dass dieser öffentliche
Auftrag nicht kompatibel ist, mit den auf
dem Shareholder-Value beruhenden
Renditezielen weltweit agierender Groß-
banken.

Im Gegensatz zum Verkauf schließt das
Sparkassengesetz die Fusion mehrerer
Sparkassen jedoch nicht aus.Eine Fusion
wäre zudem sinnvoll, um die Sparkassen
auf den Wegfall der staatlichen Ge-
währsträgerhaftung nach 2005 vorzube-
reiten.Diese staatlichen Kreditgarantien
verschaffen den öffentlich-rechtlichen
Kreditinstituten derzeit noch eine her-
ausragende Bonität auf dem Geldmarkt.

12.12.2003. www.m-v.gruene.de

Aus der Rede der PDS-Fraktion

Der von Herrn Hennig als Fraktionsvor-
sitzender der CDU und Herrn Haack als
Fraktionsvorsitzender der SPD unter-
schriebene Antrag muss abgelehnt wer-
den, weil: 

1. die Forderung nach einem Verkauf
der Sparkasse Stralsund an einen Priva-
ten rechtswidrig ist,

2. die Bürgerschaft der Hansestadt
Stralsund für einen solchen Beschluss
unzuständig ist, er also auch gegen die
Kommunalverfassung verstößt,

3. selbst wenn die Bürgerschaft zu-
ständig wäre und es sich bei der Spar-
kasse um Eigentum handeln sollte, wäre
auch dann der vorliegende Beschluss
rechtswidrig.

4. Doch selbst wenn in Stralsund das
Recht nicht mehr gelten sollte: dann wä-
re ein solcher Beschluss eine wirtschafts-
politische Katastrophe für die Stadt
Stralsund, ein haushaltspolitischer
Selbstmordakt für den Haushalt der
Hansestadt Stralsund, eine kommunal-
politische Bankrotterklärung von SPD
und CDU und das vorläufige Finale einer
Orgie der Selbstgefälligkeit und Verant-
wortungslosigkeit gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern dieser Stadt.

Völlig zu Recht und überhaupt nicht
unerwartet löst das heute zur Diskussion
stehende Vorhaben bundesweit eine Wel-
le des Protestes bei all denjenigen aus,die
Staat und Verwaltung, eben nicht – wie
der Oberbürgermeister –, als Selbstbe-
dienungsladen für die Interessen von Pri-
vatkapital und Anlegern und schon gar
nicht als rechtsfreien Raum betrachten.

… Deshalb beantragt die PDS-Frak-
tion 

1. eine namentliche Abstimmung zu
folgendem Änderungsantrag: 

„Punkt 1 wird wie folgt neu gefasst:
„Angesichts der Veränderungen durch
die anstehende Gebietsreform in Meck-
lenburg-Vorpommern und angesichts der
veränderten Rahmenbedingungen im
Bankensektor wird die Hansestadt Stral-
sund die Möglichkeit prüfen, die Spar-

kasse der Hansestadt Stralsund durch ei-
ne Fusion mit einem anderen öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitut zu stärken.

Die Punkte 2 – 5 werden gestrichen.“ 
2. Sollte dieser weitestgehende Antrag

abgelehnt werden, so beantragt die PDS-
Fraktion – ebenfalls in namentlicher Ab-
stimmung – über folgenden Änderungs-
antrag zu entscheiden: 

Es wird ein Punkt 6. angefügt:
„Die Bürgerschaft beschließt die

Durchführung eines Bürgerentscheides
gemäß § 20 Abs. 4 der Kommunalverfas-
sung über die Frage: „Sind Sie für einen
Verkauf der Sparkasse der Hansestadt
Stralsund an ein privates Unterneh-
men?“

Als Begründung sind die Punkte 1 – 5
dieses Beschlusses anzufügen.

Der Bürgerentscheid findet am 13. Ju-
ni 2004 im Zusammenhang mit den Kom-
munalwahlen statt.“ 

… Für den Fall, dass die Bürgerschaft
selbst nicht den Mut hat, sich den Bürge-
rinnen und Bürgern zu stellen, wird die
PDS gemeinsam mit anderen einen Bür-
gerentscheid durch ein Bürgerbegehren
erzwingen: die erforderlichen 6.000
Unterschriften werden wir nach den bis-
herigen Erfahrungen sicher schnell zu-
sammentragen und morgen damit begin-
nen!   www.pds-fraktion-stralsund.de

Aus der Erklärung des Ostdeutschen
Sparkassen- und Giroverbandes

Voigt ermutigte die kleinen und mittle-
ren Unternehmer der Hansestadt, sich
massiv gegen die Entwicklung in Stral-
sund zu wehren und sich für den Erhalt
der Sparkasse einzusetzen. „Mit der
Sparkasse verlieren sie ihren wichtigsten
Kreditgeber.“ Voigt erinnerte daran, dass
sich die Privatbanken aus der Fläche zu-
rückgezogen haben und nur in Ausnah-
mefällen dem Mittelstand Kredite ge-
währten. Er verwies auf die vielen sozia-
len und kulturellen Projekte in Stral-
sund, die erst durch das Engagement der
Sparkasse und der Ostdeutschen Spar-
kassenorganisation ermöglicht werden
konnten. Privatbanken förderten Groß-
projekte, wie Ausstellungen in Frankfurt
am Main, aber nicht kleinere, regionale,
für die Bürger wichtige Vorhaben in den
Regionen. www.osgv.de
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Aufgerufen hatte das Bündnis gegen So-
zialabbau, in dem u. a. vertreten sind:
Mieterverein,Deutscher Mieterbund,Er-
werbslosenausschüsse, Schuldnerbera-
tung, Kitas, Asten, Flüchtlingsrat
Niedersachsen, attac Hannover, kirch-
licher Dienst in der Arbeitswelt, Sozial-
verband Deutschland, Landesverband
Nds. Kitalandeselternvertretung, Lan-
desarmutskonferenz, LAG Soziale
Brennpunkte Nds. Haus kirchliche Dien-
ste der ev.-luth. Landeskirche Hannover,
Naturfreunde Jugend Nds., SJD Die Fal-
ken Bezirksverband Hannover, Zepra
LAG der Arbeitslosenprojekte für Er-
wachsene in Niedersachsen, DGB Bezirk
Nds., Seniorenvertretungen sowie Be-
triebsrätinnen/Betriebsräten, Personal-
rätinnen und –räte,Senioren aus den ver-
schiedensten Gewerken und über 70
Groß- und Kleinbetrieben

Sie protestierten anlässlich der Haus-
haltsberatungen im Landtag in der Nähe
des niedersächsischen Landtags,der her-
metisch und weiträumig von einem star-
ken Polizeiaufgebot, mit Wasserwerfern
und Reiterstaffeln im Hintergrund,abge-
riegelt war.

Gegen was hat sich der Protest 
gerichtet?

In verschiedenen Flugblättern wurden
die Angriffe der Landesregierung be-
schrieben:
– Schließung von Hochschulstandorten,–
Streichung von Stellen in Wissenschaft,
Lehre und Hochschulverwaltung, – Ab-
bau von Studienplätzen,
– Kürzung der Gelder von den Studen-
tenwerken,
– Einkassieren der Hochschulautonomie,
– Kürzung des Weihnachts- und Strei-
chung des Urlaubsgeldes von Beamtin-
nen und
– einen Abbau von über 8.000 Arbeits-

plätzen im Landesdienst, davon 1.130 bei
den Hochschulen,
– massive Kürzungen im Bildungsbe-
reich, z.B. bei der Schülernachhilfe und
-beförderung sowie der Lernmittelfrei-
heit,
– Kürzungen bei den Staatstheatern ,Ge-
richten und Staatsanwaltschaften, –
Streichungen bei der Behindertenhilfe
und beim Landesblindengeld.

Die CDU/FDP-Landesregierung sagt,
sie habe kein Geld. Gleichzeitig ver-
schenkt sie aber jährlich 150 Millionen
Euro Steuereinnahmen, indem sie 300
Stellen für Betriebs- und Fahndungsprü-
fer streicht. Statt die Arbeitslosigkeit zu
verringern, werden über 8.000 Arbeits-
plätze durch diese Maßnahmen vernich-
tet. Statt das soziale Netz zu stärken und
auszubauen, wird es in weiten Bereichen
brutal zerschlagen.

Statt Bildungschancen zu verbessern,
werden die Arbeitsbedingungen im Bil-
dungswesen weiter verschlechtert, Qua-
lität abgebaut und die soziale Auslese
verschärft.

Statt eine bürgernahe Verwaltung zu
schaffen, wird sich das Dienstleistungs-
angebot der öffentlichen Einrichtungen
verschlechtern.

Aus dem Flugblatt von verdi:

„Die Katze ist aus dem Sack. Nieder-
sachsen droht seinen Beschäftigten. Ori-
ginalton Finanzminister Hartmut Möll-
ring in einer Pressekonferenz am
18.11.03: Entweder macht ver.di mit oder

wir müssen Kündigungen aussprechen!
Im Klartext heißt das: Diese Landesre-
gierung verstößt gegen die im Frühjahr
vereinbarten Tarifverträge zwischen
ver.di und der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL). Besonders pikant:
Finanzminister Möllring ist seit kurzem
Verhandlungsführer der TdL. Damit
droht die Landesregierung:
– Kürzung des Weihnachtsgeldes,
– Streichung des Urlaubsgeldes,
– Heraufsetzen der Arbeitszeit auf 40
Stunden für alle! und wenn ver.di dies
nicht verhandelt, dann will sie dies – mit
Änderungskündigungen und mit be-
triebsbedingten Kündigungen einzelver-
traglich durchsetzen.Aber,wir lassen uns
nicht erpressen! Eine tarifvertragliche
Verlängerung der Arbeitszeit ist mit
ver.di in Niedersachsen nicht zu ma-
chen!! Die Beschäftigten sind nicht be-
reit, für die Fehler von Politikern in der
Steuer- und Finanzpolitik zu bezahlen.
Tarifbruch? – ohne uns!!!

Flugblatt zu den Kürzungen im 
Kitabereich:

Weiterhin plant die niedersächsische
Landesregierung einen massiven Quali-
tätsabbau in den Kindertagesstätten:
– Aufweichung bisheriger Standards,
Aufstockung der Gruppengröße,
– Doppelnutzung von Gruppenräumen
für KiTa- und Hortgruppen,
– Veränderung der Verfügungs- und Ar-
beitszeiten,
– Verschlechterung pädagogischer Stan-

An diesen Tagen fanden in vielen Orten Aktionen „Gegen Kahlschlag“ statt. Aus Hannover liegt uns ein ausführlicher Bericht vor.

Kahlschlag – Es ist Zeit, dass wir uns quer stellen

„Rettet die Bildung – Bildet die Rettung“
Das waren Parolen, die zur Protestkundgebung am Mittwoch, 10. Dezember 2003 in Hannover aufgerufen haben. Mehrere Tau-
send, Beschäftigte der Ämter, Landesverwaltungen aus Niedersachsen, Kindergärten, Kitas, Studenten aus ganz Niedersach-
sen,  waren diesem Aufruf gefolgt. 

Postkartenaktion an den niedersächsi-
schen Ministerpräsidenten, 40.000 Kar-
ten wurden von einzelnen Leuten ver-
schickt.
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Künftig werden das Kinderverwahran-
stalten, wenn das die Lehre aus Pisa sein
soll. Aufgrund der Postkartenaktion war
in der Presse zu lesen, dass bei Kindern
nicht gekürzt wird, das ist eine Mogelpa-
ckung, um uns Sand in die Augen zu
streuen, und die Mehrbelastung wird den
Städten und Gemeinden zugeschoben.
Wer ist aus dem Schneider? Die Landes-
regierung! Kommunen sind pleite, die
verfehlte Steuerpolitik wird nicht nur
von Rot-grün betrieben, sondern die Re-
gierung Kohl hat die Grundsteine schon
dazu gelegt. Anstatt verlässlichen Ge-
werbesteuereinnahmen geht die Landes-
regierung gegen Beschäftigte vor. Moti-
viert man so Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter? Nein! VW zahlt keine Gewerbe-
steuer, den Großen wird’s gegeben, den
Kurzen wird’s genommen, da kann es ei-
nem schlecht werden. Das Land stiehlt
sich aus der Verantwortung gegenüber
Eltern, Kindern und Beschäftigten. Kin-
dertagesstätten sind nicht Spardose des
Landes,sondern Grundstein für Bildung,
Mindeststandards müssen gehalten wer-
den. Ministerpräsident Wulff und Innen-
minister Schünemann, Hände weg vom
Kitagesetz, wir lassen uns diesen Angriff
nicht gefallen,wir sind erst in Übung,wir
haben viele Verbündete. Wir lassen uns
nicht gegeneinander ausspielen. Mit uns
müssen Sie jederzeit rechnen.“

Weitere Protestkundgebungen sind
vom Kitadelegiertenrat am 18.Dezember
geplant. Am 17. Dezember ruft der Ar-
beitskreis Gesamtschulen im Stadtel-
ternrat Hannover zur Protestkundge-
bung auf gegen Erhöhung der Klassen-
stärken, Aufrechterhaltung der verspro-
chenen Lehrerstundenversorgung, Be-
rücksichtigung der Integrations- und
Differenzierungsleistungen bei der Leh-
rerstundenzuweisung, keine Reduzie-
rung der Schülerpflichtstunden, Keine
Absendung des Ganztagszuschlags,Voll-
ständige Durchlässigkeit zu den anderen
Schulformen, insbesondere Gleichwer-
tigkeit aller Abschlüsse.

Der Sprecher der Studierenden, 
vom AStA Uni –Hannover, sagte:

„Die Kürzungen, die wir gehört haben,
sind nur die Spitze des Eisbergs.Wir leh-
nen Kürzungen konsequent ab“, dies
wurde mit lautstarkem Protest unter-
stützt.

Er sagte weiter: „Wir werden Kürzun-
gen nicht kampflos hinnehmen. Das Ziel
der Landesregierung: schnelle Verwert-
barkeit der Bildung auf dem Markt.
Plumpe Technoausbildung für den
Markt,geisteswissenschaftliche Bereiche
besonders betroffen. Die Kürzungen sind
ein Angriff auf die Aufklärung. Nach der
Landesregierung hat sich die Bildung
dem Markt zu unterwerfen. Sie ist aber
ein Grundrecht für alle. Auch Angriffe
auf die Hochschulautonomie sind ge-
plant. Per Ermächtigung sollen Studien-
bereiche geschlossen werden.Dies ist den
Hochschulpräsidenten angekündigt
worden, weil sie sich aufgrund von Pro-

dards. Angesichts der Ergebnisse der PI-
SA-Studie, die der vorschulischen Bil-
dung eine besondere Bedeutung zu-
schreibt, ist der geplante Abbau von
Standards ein Angriff auf die Arbeit der
Kindertagesstätten,die damit wohl einen
Betreuungs-, aber nicht einen Bildungs-
auftrag wahrnehmen können. Keine
Kürzung bei den Kurzen!“

Zu Beginn der Kundgebung sprach Fi-
nanzminister Möllring und vertrat unbe-
eindruckt vom Protest seinen Sparkurs,
gegen weiteres Schuldenmachen mit dem
bekanntem Appell, an die Zukunft der
Kinder zu denken.

Der Landesbezirksvorsitzende Denia
vom verdi plädierte dafür, sich das Geld
für gerechte und gute Bildungschancen
bei denen in der Gesellschaft abzuholen,
die sich jeden Tag armrechnen. „Es kann
doch wohl nicht sein: Dass die Politik zur
Glucke des Kapitals wird. Milliardenbe-
trügereien von großen Konzernen zuge-
lassen werden und ganze 5 Zeilen dazu in
der Zeitung stehen. Die Beschäftigte der

Landesregierung sollen mit Einschrän-
kung der Einkommen und Entlassungen
abgestraft werden. Der Landtag geht ge-
gen Rentner, Schüler. Studenten und Ar-
beitnehmer vor und die starken Schul-
tern werden geschont, dagegen stehen
wir auf.Wir wollen Gerechtigkeit in die-
sem Lande und nicht, dass die hässliche
Fratze des Kapitals regiert.“ Dafür gab
es breiten Beifall.

Die Vertreterin der Kitas, die zuvor
40.000 unterschriebene Karten mit der
Forderung „Bildung von Anfang an –
Hände vom KiTaG!“ an Ministerpräsi-
dent Wulff geschickt hatten, forderte
„Keine Kürzung bei den Kurzen“. Sie
ging auf die Zusage der Landesregierung
ein,dass bis zum 3.Kindergartenjahr kei-
ne Elternbeiträge erhoben werden.„Jetzt
hat die Landesregierung ein schlechtes
Gedächtnis, wir haben diese Zusagen
nicht vergessen. Heute sind der Mindest-
standard 25 Kinder,dieser soll künftig er-
höht werden. Es wird der Bildungsauf-
trag verkündet, wie passt das zusammen.

In einem Kommentar des Rundblicks Nord-
report Dreiquellenverlag GmbH, einem Mit-
teilungsblatt rund um die Politik der Lan-
desregierung und Parteien war zu lesen:

Zum Tage: In der Festung

(rb) Die Tage, als frei gewählte Abgeord-
nete im Parlament unbehelligt Gesetze
beschließen und tagesaktuelle Fragen
debattieren konnten, sind offenkundig
vorbei – zumindest in Niedersachsen.
Mit der angespannten Haushaltslage des
Landes ist es auch im Landtag unge-
mütlich geworden. In dieser Woche will
der Landtag den umstrittenen Landes-
haushalt 2004 verabschieden.
Interessengruppen jeglicher Couleur
wollen sich daher im Angesicht des Par-
laments versammeln – zum Teil in gebo-
tener räumlicher Distanz, aber zum Teil
bedrohlich nahe am Plenarsaal. Kabi-
nettsmitglieder, die drastische Mittel-
kürzungen zu vertreten haben, mussten
bereits im Vorfeld bei öffentlichen Auf-
tritten zur Verteidigung der Haushalts-
konsolidierung mit tätlichen Angriffen
fertig werden. Besonders betroffen ist
davon zurzeit Wissenschaftsminister
Lutz Stratmann, dem nach den Regula-
rien der Landesregierung kein Perso-
nenschutz zusteht wie etwa den von
Haus aus eher von Krawallmachern be-
drohten Ministerpräsidenten oder
Innenminister, bisweilen der Justizmi-
nisterin.
Nicht zuletzt die Angriffe auf Stratmann
haben Landtagspräsident Jürgen Gan-
säuer dazu bewogen, für das Parlament
die Reißleine zu ziehen. Erstmals in der
Geschichte des Landtages steht das Ho-
he Haus während einer an sich ganz nor-
malen Plenarwoche unter Polizeischutz.
Es soll vermieden werden, dass kritische
Besucher mit einem schrägen Demokra-

tieverständnis im Plenarsaal ein Happe-
ning veranstalten können und die Abge-
ordneten den Etat ordnungsgemäß bera-
ten und verabschieden können.
Der Landtag stand bereits einmal unter
Bedrängnis von mehr oder minder Ge-
walt bereiten Demonstranten. Ende der
80-er Jahre hatte die damalige Finanz-
ministerin Birgit Breuel (CDU) den Ver-
such gemacht, Studiengebühren einzu-
führen und damit den Zorn von Studen-
tengruppen auf die Landesregierung
und das Parlament gezogen. Seinerzeit
war man im Landtag und offenkundig
auch bei der Polizei auf diese Lage nicht
vorbereitet – mit dem Ergebnis, dass die
Parlamentarier im Leineschloss prak-
tisch „eingekesselt“ waren: Niemand
kam hinein und niemand hinaus. Selbst
der Landtagsparkplatz war von Demon-
stranten blockiert. Solchen Ereignissen
will Gansäuer als Hausherr des Parla-
ments, der auch persönlich in jüngster
Zeit mit einer Reihe von Drohbriefen
„von gänzlich neuer Qualität“ konfron-
tiert wurde, jetzt vorbeugen: Besucher-
gruppen werden mit Ausweiskontrollen
rechnen müssen, Rucksäcke in der Gar-
derobe abzugeben sein und der Weg zur
Besuchertribüne zum Teil mit unifor-
miertem Begleitschutz erfolgt.
Der Präsident legt dabei Wert darauf,
dass die Polizei nicht unauffällig im
Hintergrund, sondern in Uniform gut
sichtbar präsent ist – auch vor dem
Landtagsportal. Wehret den Anfängen,
findet Gansäuer und will jedem Versuch,
„Weimarer Verhältnisse“ herzustellen,
einen Riegel vorschieben.Das Parlament
müsse unbedrängt und frei entscheiden
können und Demokratie ungehindert
stattfinden dürfen, ist seine Maxime.Bei
allem Verständnis bleibt zu hoffen, dass
diese Form der Demokratiewahrung
nicht zum Dauerzustand wird. Az
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Banken und BDI begrüßen
Einrichtung einer Bilanz-
polizei. – HB, Montag, 8.12.
03. Unternehmensverstöße ge-
gen Rechnungslegungsvorschriften
sollen künftig von einer Bilanzpolizei
geprüft werden.Wenn Aufsichtsrat und
Wirtschaftsprüfer versagen, soll die Bi-
lanzpolizei nach dem Bilanzkontroll-
gesetz das Vertrauen der Anleger retten,
„Wir begrüßen alle Maßnahmen, die
das Vertrauen der Anleger stärken“,
sagte K. Burkhardt, Geschäftsführerin
für Bilanzierung und Mittelstands-
politik beim BdB, ein BDI-Vertreter
pflichtete bei.

Dt. Krankenhausgesellschaft erleich-
tert über Bereitschaftsdienst-Kompro-
miss. – Der Bereitschaftsdienst für Ärz-
te soll, nach Änderung des neuen Ar-
beitszeitgesetzes im Vermittlungs-
ausschuss, erst in 1 1/2 bis 2 Jahren als
volle Arbeitszeit gelten.Außerdem darf
die wöchentliche Arbeitszeit von Ärz-
ten und Pflegern 48 Stunden im Durch-
schnitt von 4 Monaten nicht über-
schreiten. Die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft zeigte sich erleichtert über
den Kompromiss.„Es wäre schlicht un-
möglich gewesen, das neue Gesetz zum
1. Januar 2004 umzusetzen“, sagte
DKG-Sprecher A. Priefler. Jetzt hätten
alle Krankenhäuser „Rechtssicher-
heit“ und mehr Zeit, sich auf die neue
Lage einzustellen. Kein Krankenhaus
werde zu den alten Zuständen mit 30-
Stunden-Arbeitszeiten am Stück zu-
rückkehren, allerdings glaubt die DKG
nicht,dass es ihr gelingen wird,sich mit
dem Marburger Bund auf eine bezahl-
bare Regelung zu einigen. Der Dach-
verband sieht jährliche Mehrkosten
von ca. 3,34 Mrd. Euro auf die Kran-
kenhäuser zukommen, weil 61 000 zu-
sätzliche Ärzte und Pfleger eingestellt
werden müssten.

Wirtschaftsverbände begrüßen Aufhe-
bung der Stahlzölle durch USA. – HB,
Freitag/Samstag, 5./6.12.2003. „Der
Schlüssel zur Lösung dieses Han-
delskonflikts lag in Washington“, er-
klärte BDI-Hauptgeschäftsführer L.
von Wartenberg. Auch die Wirtschafts-
vereinigung Stahl zeigte sich erleich-
tert, dass Bush den drohenden Han-
delskrieg mit der EU verhindert hat.

Auf Umwegen ins Irak-Geschäft. – HB,
Donnerstag, 11.12.03. Die Wirtschaft
gibt sich betont gelassen. „Für uns sind
die Unteraufträge entscheidend, die
auch nach dem US-Beschuss interna-
tional ausgeschrieben werden, so K.
Friedrich vom Verband Deutscher Ma-
schinen und Anlagenbau. Lt. DIHK-
Experten J. Münker hätten US-Unter-
nehmen wie Bechtle 90 % ihres Auf-
tragsvolumens an andere Unternehmen
weiter vermittelt.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-
pressetest bisher nicht in der Lage gesehen ha-

ben, Pläne der Landesregierung umzu-
setzen.

Präsidenten und Hochschulleitungen
sind aufgefordert, sich auf die Seiten der
Studierenden zu stellen gegen Studien-
gebühren. Bildung für alle und zwar um-
sonst. Es geht um die egalitären Interes-
sen. Wir müssen den Kürzungen ent-
gegentreten. Unser Protest wird weiter-
gehen, wir werden unseren Kurs nicht
aufgeben.Dafür werden wir auf die Stra-
ße gehen mit unseren Kollegen aus dem
Lohnempfängerbereich.Wir werden Ver-
bindungen knüpfen auch auf der Straße,
es trifft auch den anderen.“

Am 12.12. wurde der Haushalt mit den
oben beschriebenen Kürzungen mit der
CDU-FDP-Mehrheit beschlossen. Eben-
so wurden ein neues Polizeigesetz sowie
die Änderung des Landesmediengesetzes
verabschiedet. Mit dem neuen nieder-
sächsischen Gesetz über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung treten auch ein
neues Unterbringungsgewahrsamgesetz
sowie ein überarbeitetes Gesetz zum Ver-
fassungsschutz in Kraft. Nach Berichter-
stattung der „Hannoverschen Allgemei-
nen Zeitung“ beinhalten die wichtigsten

Änderungen:
– präventive Telefonüberwachung,
– Unterbrechung von Telefongesprächen,
– finaler Rettungsschuss,
– bei Planung von gewalttätigen Protes-
ten können Personen bis zu zehn Tagen
eingesperrt werden (Unterbringungsge-
wahrsam),
– der Ordnungsbegriff wird Bestandteil
des Polizeigesetzes, d. h., die Polizei wird
zuständig, z. B. wenn jemand ein Kau-
gummi ausspuckt,
– Banken, Postfirmen, Telefonunterneh-
men und Luftfahrtbetriebe müssen dem
Landesamt für Verfassungsschutz Kun-
dendaten zur Verfügung stellen,
– Wohnungen politischer Extremisten
dürfen künftig mit Wanzen und starken
Mikrofonen überwacht werden,
– das Anpeilen von Handys wird erlaubt,
– Daten über Verdächtigte kann der Ver-
fassungsschutz künftig 15 statt wie bis-
her 10 Jahre aufheben.

Gegen diese verabschiedeten Gesetze
ist Protest ebenso so notwendig wie ge-
gen die verabschiedeten Haushaltsgeset-
ze. Denn diese Gesetze ermöglichen es,
gegen den sich formierenden Protest ver-
schärft einzuschreiten.

Am 9.12.03 verließen rund 5000
MetallerInnen ihre Arbeitsplätze
und demonstrierten gegen Sozial-
abbau. Im Mittelpunkt der Pro-
teste standen dabei naturgemäß
die Angriffe auf die Tarifautono-
mie, aber auch die anderen
Schweinereien von Hartz, Rürup
u. Agenda 2010.

Auf der Kundgebung wurde ein
Flugblatt verteilt, das von einer
neuen Bündnisstruktur erstellt
wurde. Daran nehmen Menschen
aus den verschiedensten Berei-
chen des sozialen Widerstands teil, die
sich auf Initiative der Schweinfurter Er-
werbslosenorganisationen zusammenge-
funden haben.

Anfang nächsten Jahres soll daraus
unter Federführung des DGB ein sozia-
les Bündnis entstehen, das alle Bereiche
abdeckt.

Proteste gegen Sozialabbau – Warnstreik der IG
Metall Schweinfurt
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Der Parteivorstands der
DKP hat einen Entwurf für

die Bundesmitgliederver-
sammlung am 10. Januar 2004 in

Berlin beschlossen, der eine Kanidatur
der DKP zu den Europawahlen vorsieht.
In dem Beschluss heißt es u.a.:
„Nehmen Sie an außerparlamentari-
schen Aktionen, Demonstrationen und
Streiks für eine andere Politik in Europa
teil und unterstützen sie das Stattfinden
solcher Aktionen auch im Rahmen des
EU-Wahlkampfs! Unterstützen wir ge-
meinsam den europaweiten Aktionstag
gegen Kriegspolitik und Sozialabbau
Ende März 2004!

Fördern Sie das Stärkerwerden der
Gegenkräfte zum Europa der Banken
und Konzerne, zum Europa der Sozial-
abbau-, Militarisierungs- und Kriegspo-
litik – durch Teilnahme und Unterstüt-
zung außerparlamentarischer Aktivitä-
ten wie durch aktive Mithilfe beim Zu-
stande-kommen einer Kandidatur von
alternativen Kräften in Form DKP, die
mit einer Offenen Liste kandidiert!

Geben Sie Ihre Stimme bei dieser Wahl
für eine Alternative zum imperialisti-
schen Europa des Großkapitals, für ein
anderes, friedliches, soziales und demo-
kratisches Europa ab! Stimmen für die
Offene Liste der DKP sind Stimmen für
die Sammlung und Zusammenführung
derjenigen, die ein anderes Europa wol-
len und das Zusammenwirken der alter-
nativen linken und demokratischen
Kräfte ohne Ausgrenzung und ohne Füh-
rungsansprüche beför-dern wollen!“

Der stell.DKP- Vorsitzende Rolf Priemer
erklärte u.a. in einem Referat:
„Aufgrund der gegenwärtigen Bedin-
gungen wird von allen an den Parteivor-
stand gerichteten Briefen, Beschlüssen
und Stellungnahmen vorgeschlagen,
dass die DKP zu den EU-Wahlen eine
Wahlplattform erarbeitet und mit einer
Bundesliste, die für Nichtmitglieder of-
fen ist,kandidiert.Zu Recht wird die Auf-
fassung vertreten,dass aufgrund der Ent-
wicklung der ,Partei des demokratischen
Sozialismus‘, ihrer Rolle als Helfershel-
fer beim Sozialabbau in Berlin, in ande-
ren Ländern und in Gemeinden unserer-
seits ein Aufruf zur Wahl der PDS dies-
mal nicht in Frage kommen kann. Na-
türlich bedauern wir ihre Ausgrenzungs-
politik und auch die Tatsache, dass unse-
re mehrfach – schriftlich und mündlich –
vorgetragenen Versuche,uns über die Eu-
ropawahlen auszutauschen, kein Echo
gefunden haben. Mit einer Eigenkandi-
datur kann die DKP offen für ihre Ziele
und unsere Partei werben,weitere Aktio-
nen und Initiativen des Widerstands ge-
gen Sozialabbau, Demokratieabbau und
Kriegspolitik anstoßen und für die Bün-
delung und Sammlung alternativer Kräf-
te zur der-zeitigen EU-Entwicklung im
Wahlkampf werben.“

Das Neue Deutschland schreibt zur
DKP-Kandidatur:
„Für Lothar Bisky gibt es vor dem
,Superwahljahr 2004‘ kein Wenn und
Aber: Dann ,muss der PDS die Rückkehr
in die Bundespolitik gelingen‘.Neben den
Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen
und Brandenburg will man sich vor al-
lem auf die Europawahlen im Juni 2004,
den ersten bundesweiten Urnengang seit
dem PDS-Wahldebakel im September
2002, konzentrieren.

Denn der erhoffte Wiedereinzug ins
Europaparlament, so die Wahlstrategie
der Sozialisten, habe ,geradezu exis-
tenzentscheidende Bedeutung‘ für die
Zukunft der Partei. Zur Überwindung
der Fünf-Prozent-Hürde will die PDS
vor allem im Westen ,gezielt die kriti-
schen Kräfte in den Gewerkschaften,
Wohlfahrtsverbänden,Kirchen sowie die
globalisierungskritischen Bewegungen
ansprechen‘.

Möglicherweise unerwartete Konkur-
renz bekommen die Sozialisten dabei von
der Deutschen Kommunistischen Partei.
Zwar steht das Okay der Bundesmitglie-
derversammlung noch aus. Doch eine
Wahlbeteiligung der gemäßigten Kom-
munisten gilt so gut wie sicher. Die DKP,
die in den letzten Jahren in den alten
Bundesländern häufig auf offenen Listen
der PDS zu Wahlen antrat, zieht es vor,
im kommenden Juni mit eigener Liste an-
zutreten. Einer der Gründe: Die Regie-
rungsbeteiligung der PDS in Mecklen-
burg-Vorpommern und – vor allem – in
Berlin. In der DKP sieht man die Sozia-
listen ,als Helfershelfer beim Sozialab-
bau‘. Außerdem zeigte sich DKP-Chef
Heinz Stehr enttäuscht darüber, dass al-
le Versuche, mit der PDS über die Euro-
pawahlen ins Gespräch zu kommen, oh-
ne Echo blieben.

,Illusorische Hoffnungen‘ auf ein be-
sonders hohes Stimmergebnis macht sich
Stehr zwar nicht. Bei den letzten Euro-
pawahlen,zu denen die DKP mit einer ei-
genen Liste antrat, erreichte man 1989
immerhin fast 60000 Stimmen – die der
PDS am Ende fehlen könnten. Bei den
kommenden Europawahlen setzt man
zudem auf Zuspruch aus den im Erstar-
ken begriffenen sozialen Bewegungen.

… Für die Wahlstrategen der PDS sind
die Konsequenzen einer linken Konkur-
renz ,gegenwärtig nicht einschätzbar‘ –
nicht zuletzt wegen der bei Europawah-
len in der Regel schwächeren Wahlbetei-
ligung. Bei den letzten Europawahlen
kam dies der PDS noch zu Gute: Ob-
gleich die Partei mehr als 100000 Stim-
men im Vergleich zur Wahl 1994 einbüß-
te, legten die Sozialisten wegen des all-
gemeinen Wahlfrustes von 4,7 auf 5,8
Prozent zu. Bleibt die Wahlbeteiligung
auch im Juni 2004 auf dem niedrigen Ni-
veau des letzten Urnengangs,würden et-
waige Stimmverluste dann allerdings
schwer ins Gewicht fallen.“

Zusammenstellung: jöd
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DDSS Die Sozialdemokratie arbeitet an ei-

nem neuen Grundsatzprogramm.
Seit November gibt es eine Publikation
der „Redaktionsgruppe Programmkom-
mission der SPD“, die unter dem Titel
„Akzente eines neuen Grundsatzpro-
gramms der SPD“ umläuft. Der Text um-
fasst 18 Seiten DIN A4 (50.000 Zeichen).
Er kann bei der SPD als *.pdf-Datei be-
zogen werden. Wir wollen uns in dieser
und der nächsten Ausgabe der Politi-
schen Berichte damit auseinandersetzen.
Es geht uns dabei um die Frage, welche
Bündniskonstellationen sich ergeben
können. Bündniskonstellationen sind
keineswegs nur mit Blick auf Parlamen-
te und Regierungsbeteiligungen gegeben.
Sie müssen auch im gesellschaftlichen
Raum gesucht und gebildet werden,
überall dort, wo Selbstorganisation von
Widerstand etwa in Betrieb und Ge-
werkschaft oder zur Verbesserung der Le-
benssituation vermittels Genossenschaf-
ten um politische Anliegen sich entwi-
ckeln will. Die Zielbestimmung der poli-
tischen Parteien, die sich auf solche Be-
wegungen beziehen, hat erhebliche Fol-
gen dafür, ob eine diskursive Atmosphä-
re entsteht oder ob Abgrenzungskämpfe
und Ausschließungsprozesse überwie-
gen. So war es zum Beispiel, als die SPD
in den 60er Jahren sich programmatisch
darauf fixierte, die Lebensumstände der
lohnabhängigen Massen im Rahmen ei-
nes Deals mit der wachsenden Wirtschaft
zu heben. Was steht jetzt ins Haus? Sind
die neu eingeführten Vorstellungen, um
im Jargon zu bleiben, anschlussfähig?

Die Autorengruppe der Akzente hat
theoretische Entwicklungen vor allem
aus dem angelsächsischen Raum aufge-
griffen.

Es geht dabei um die Theorie der Ge-
rechtigkeit von John Rawls, um die The-
orie der öffentlichen Güter, nachzulesen
bei Musgrave, Stiglitz u.a., und um die
von Searle entwickelte und für Deutsch-
land von Luhmann ausgebaute System-
theorie.

Aus diesen Läden stammen die Klei-
dungsstücke, aber was ist drunter? Es ist
der Funktionär. Die Akzente können an
keiner Stelle verleugnen,dass sie aus dem
Winkel des leitenden Funktionärs in die
Welt blicken. Nach dessen Bestimmung
wird gesucht. Ob es im Staat, in der Wirt-
schaft oder in sozialen Organisationen
ist. In den Abschnitten 1 bis 6, mit denen
wir uns in dieser Ausgabe der PB befas-
sen wollen (und die im Anhang auch do-
kumentiert sind),geht es vor allem um die
Funktion des Staates.

Ohne Staat wär’s fad

Einen Zuordnung ihrer Position zu den
gängigen Staatsauffassungen leistet die
Autorengruppe in der folgenden Passage
(siehe auch Dokument Seite 20ff.):

„Unser Sozialstaat ist, wie auch der
Rechtsstaat, eine „Geschäftsgrundlage“
der Demokratie,wenngleich er dazu – wie
übrigens auch der Rechtsstaat – immer
wieder modernisiert werden muss. Wir



Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten begreifen daher den Staat nicht in
konservativer Manier als Spitze der Ge-
sellschaft, aber auch nicht in liberaler
Weise als eine Art Dienstleister seiner
Bürgerinnen und Bürger.Wir bestimmen
vielmehr den Staat in erster Linie als ein
Instrument der Bürgerinnen und Bürger,
die eigene Gesellschaft nach Gemein-
wohl zu bestimmen. Den Sozialstaat
messen wir auch daran, ob er seine Auf-
gabe, die materiellen Voraussetzungen
gleicher Beteiligungsrechte zu gewähr-
leisten, erfüllt.“

Die Funktionszuweisung (Spitze der
Gesellschaft) wird hier ein wenig einsei-
tig dem Konservatismus angehängt. Die
Idee, dass sich im Staat ein höheres We-
sen verkörpere, hatte und hat auch bei
Sozialisten und Sozialdemokraten ihren
Platz. Genauso wie die Tendenz zur
Unterordnung staatlichen Treibens als
Dienstleister nicht nur liberale Weise ist,
sondern auch anarchistische und zu Tei-
len auch kommunistische.Aber diese Zu-
weisungen dienen auch nur als Hinter-
grund, vor dem die eigene Aussage sich
abheben soll.

Der Staat soll also bestimmt werden
als Instrument der Bürgerinnen und Bür-
ger. Unter Instrument versteht der Du-
den* letztlich ein Werkzeug, das keinen
eigenen Willen hat, es kommt auf die
Hand an, die es führt. Das ist nicht die
Beziehung der Bürgerinnen und Bürger
zur Staatsorganisation, ganz gewiss
nicht in der repräsentativen Demokratie,
von der ja die Rede ist.

Hier hat die Exekutive einen Ermes-
senspielraum, in ihm ist sie an das Recht
gebunden. Materiell wird ihr durch den
Haushalt ein Rahmen gezogen, den das
Parlament bewilligt. Die Abgeordneten
sind ihrem Gewissen verantwortlich.Das
Gewissen der Abgeordneten wird von den
Parteien bewertet, die sie (wieder)auf-
stellen oder nicht.Die Parteien werden in
einem pauschalen und geheimen Verfah-
ren von den Bürgerinnen und Bürgern be-
wertet.

Es liegt auf der Hand, dass das Staats-
organisation sich als besonderes System
beträgt,für das die Bürgerinnen und Bür-
ger eine Umweltbedingung sind. Da die
Staatsorganisation Gesetze setzt und
durchsetzt, wäre es noch eher denkbar,
die Bürgerinnen und Bürger als Instru-
ment der Regierung zu knechten, und
nicht anderes hat in der Beziehung zwi-
schen Führer und Volk gegolten.

Dieser Punkt ist so wichtig, weil er die
Probleme betrifft, die bei der Ausbrin-
gung öffentlicher Güter bestehen. Sie
werden im Vergleich zu Marktprozessen

sichtbar.
Für ein Unternehmen zentrieren sich

die Beziehungen zur Umwelt auf die Fra-
ge, ob die Güter, die bereitgestellt wer-
den, gekauft werden. Das ist eine Ent-
scheidung, die sich aus der freien Wahl
der Kunden ergibt und aus der eine har-
te Information für das Unternehmen
folgt, die in der Gewinn- und Verlust-
rechnung sichtbar und wirksam wird.

Begreift man die Staatsorganisation
zutreffend als ein System, das vor allem
öffentliche Güter bereitstellt oder ge-
währleistet, ergibt sich die Frage, wie die
Abnehmer jener Leistungen ihrer Mei-
nung wirksam geltend machen können.

Der Katalog der öffentlichen Güter
kann aus den Haushaltansätzen des Bun-
des, von Ländern und Gemeinden abge-
lesen werden. Es ist nicht geheim (wenn
auch nicht leicht zu erfahren), was es ist,
und auch nicht, was es kostet. Ferner
kann ermittelt werden, wer den Segen
abbekommt. Gesetz und Recht ist aber,
dass die Bürgerinnen und Bürger auf die-
sen Angebotskatalog keinen unmittelba-
ren Einfluss nehmen können und dass die
repräsentative Demokratie keinen Weg
kennt, auf dem sie ihre Beurteilung gel-
tend machen können.

Aus den freien Wahlen, die Bestandteil
der repräsentativen Demokratie sind,
folgen genau nicht Wahlfreiheiten in Be-
zug auf das Angebot öffentlicher Güter.
Sie werden aus Steuern bezahlt, die von
der Staatsorganisation zwangsweise ein-
gezogen werden.

Es entstehen ein Komplex von Proble-
men: Was angeboten wird, wie viel davon
und was es kosten darf, bestimmt sehr
weitgehend die Staatsorganisation
selbst. Die unter dem Sammelbegriff Bü-
rokratie gefassten daraus folgenden Ten-
denzen des staatlichen Systems sind be-
kannt.

Die Umwelt macht sich für die Staats-
organisation auf zwei Wegen fühlbar:
Durch den Zufluss der Steuern und durch
den Ausgang von Wahlen. Beide Infor-
mationen lassen sich nicht mit den Mit-
teln der kalkulierenden Kostenrechnung
verarbeiten. Die Informationen, die das
System aus der Umwelt bezieht, steuern
die Leistungen, die das System erbringt,
konkret nicht.

Warum nur sagt die Akzente-Gruppe
zu diesem Problemkreis, über den sonst
alle sprechen, wenn sie von der Bereit-
stellung / Gewährleistung öffentlicher
Güter sprechen, nichts? 

In der aktuellen Diskussion redet man
über allerhand Verfahren,die sich zu Lin-
derung des Problems eignen:
— die Kalkulation der Kosten, die durch

die Bereitstellung der entsprechenden
Leistung entstehen;

— wo immer es möglich ist, Orientierung
dieser Kosten an Marktpreisen und
Übertragung der Ausführung an
nichtstaatliche Dienstleistung;

— Überprüfung der Qualität der Leis-
tungen (Schule, Gesundheit) durch
wissenschaftliche Evaluation;

— harte politische Interventionsmög-
lichkeiten der Bürgerinnen und Bür-
ger durch Volksentscheide etc.;

— weiche Interventionsmöglichkeiten
durch Feststellung der Prioritäten, die
von den Bürgerinnen und Bürgern ge-
setzt würden (Bürgerhaushalte).
Allen diesen Verfahren ist gemeinsam,

dass sie die Verfügungsmacht von Funk-
tionsträgern des staatlichen Systems
letztlich einschränken.

Und das dürfte wohl der wunde Punkt
sein.

Die Unterscheidung zwischen Gütern,
die – etwa wie die öffentliche Sicherheit
– zu gewährleisten sind, und solchen, die
– etwa wie das aus der Schulpflicht fol-
gende Schulangebot – bereitgestellt wer-
den müssen, lohnt sich in vieler Hinsicht.
Beide Male lässt sich ausrechen, was es
kostet. Aber während mit Blick auf die
Schule die Rechnung sinnvoll ist, was die
Ausbildung kostet, ist die Rechnung, was
die Ergreifung eines Serienmörders kos-
tet, nicht sinnvoll. Seit den Anfängen der
modernen Volkswirtschaftslehre vor
mehr als zweihundert Jahren wird zwi-
schen den hoheitlichen Aufgaben des
Staates und der Bereitstellung von In-
frastruktur unterschieden.** Warum
hier nicht? 

Die Folge dieser Pauschalbetrachtung:
„Der Staat“ erscheint als ein in sich un-
differenziertes Ganzes. Dabei wäre eine
Betrachtung der sachlichen Ausdifferen-
zierung und der Ebenen sehr fruchtbar.
Nur auf diesem Wege lassen sich Mög-
lichkeiten finden, wie steuernde Einflüs-
se aus der Umwelt, in das staatliche Sys-
tem gelangen können, und zwar so, dass
die möglichst freie Entscheidung der
Bürgerinnen und Bürger dort verbindlich
wird und durchgesetzt werden kann.

Die undifferenzierte Zusammenfas-
sung sämtlicher öffentlicher Gewährleis-
tungen und Bereitstellungen ist für die
Bündnispolitik ein großer Verlust. Die
SPD wird sich auf diesem Wege vermehrt
als Funktionärspartei darstellen, deren
Loyalität letztlich den System gilt, in de-
nen die Funktionsträger funktionieren.

Neben der pauschalen Vermengung
ganz verschiedener Tätigkeiten, die dem
Stand der modernen Diskussion in kei-
ner Weise entspricht, gibt es noch einen

Programmdiskussion in der SPD

Undifferenziertes Staatsverständnis 
ist interessengeleitet
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weiteren Problemkreis. Es geht hier um
die Frage der Teilhabe an den öffentlichen
Gütern.

Die moderne Soziologie, namentlich
Pierre Bourdieu, hat sehr eindringlich
und anschaulich gezeigt,dass die Bildung
von Kulturkapital sehr davon abhängt,
wie die öffentlichen Einrichtungen zu
dem Lebensstil ihrer Nutzerinnen und
Nutzer passen.

Bourdieu erwähnt als Beispiel den völ-
lig unterschiedlichen Nutzen,den Kinder
aus der gleichen Chance des öffentlichen
Bildungsangebotes ziehen. Er weist dar-
auf hin, dass im optimalen Fall sich das
häusliche Milieu und das öffentliche An-
bot glücklich ergänzen und potenzieren
können, während z.B. Kinder aus dem
Migrationsmilieu es nicht nur schwerer
haben,die Chance zu fassen,sondern Vor-
leistungen ihrer Primärsozialisation
durch spezifische zusätzliche Anstren-
gungen wegarbeiten müssen.***

Die Strukturierung des Angebotes
derartiger öffentlicher Güter bezieht sich
auf Prozesse, die alles andere als öffent-
lich sind, die zum Lebensstil gehören. Da
der Lebensstil – hoffentlich – nicht zur
Debatte steht und weil die Strukturähn-
lichkeit, die Erschließung genau dieses
öffentlichen Angebotes für genau jene
Lebensweise nur wissenschaftlich aufge-
deckt werden kann, lassen sich hinter der
Phrase der gleichen Chance himmel-
schreiende Ungerechtigkeiten verber-
gen. Erst die Pisa-Studie hat aktenkun-
dig gemacht, dass die Investitionen der
BRD-Gesellschaft in ihr Schul- und Bil-
dungswesen vor allem die Selbstrepro-
duktion des gehobenen Mittelstandes fi-
nanziert, und den Ausschluss konkret
spezifizierbarer anderer Teile der arbei-
tenden Klassen.

Diese Einwände richten sich nicht ge-
gen den Ansatz, den die Akzente-Gruppe
wählte. Im Gegenteil, es zeigt sich doch
eher, dass die Probleme der Standortbe-
stimmung, die die SPD hat, sich mit den
Argumenten, die von diesen Theorien er-
schlossen werden, diskutieren lassen.

Zum Schluss soll noch eine kurze Pa-
rallele zur Programmdiskussion der PDS
gezogen werden. Auch hier spielen jene
Theorien tragende Rollen, wo aber in der
Akzente-Ausführung ein verkehrtes Ver-
hältnis von Bürger und Staat den Aus-
gangspunkt bildet, ist es hier, in Abkehr
von der Erfahrung des Staatssozia-
lismus,der Mensch und seine Freiheit,die
durch Güter zu gewährleisten ist. Dabei
kommt es klarerweise nicht nur auf die
öffentlichen Güter an, die ein – zweifel-
los wichtiger – Spezialfall sind, sondern
auch auf den Verteilungskampf mit dem
Kapital. Vielleicht deswegen kann das
PDS-Programm auch die Dominanz des
kapitalistischen Verwertungsgedanken
konstatieren und kritisieren. alk, maf

* Duden, Deutsches Universalwörter-
buch, Mannheim, 1983: 

Instrument: … 2. g. Mittel, dessen man
sich (wie eines Werkzeugs) zur Ausfüh-

rung von etwas bedient: die Kirche, die
Armee als ein I. des Staates; er hat den
König zum [willenlosen] I. seiner ehrgei-
zigen Pläne gemacht.

** Adam Smith, Der Wohlstand der Na-
tionen, dtv, 2003, Seite 612 

„Die dritte [neben Landesverteidigung
und Justizwesen, PB] und letzte Aufgabe
des Staates besteht darin, solche öffent-
lichen Anlagen und Einrichtungen auf-
zubauen und zu unterhalten, die, obwohl
sie für ein großes Gemeinwesen höchst
nützlich sind, ihrer ganzen Natur nach
niemals einen Ertrag abwerfen, der hoch
genug für eine oder mehrere Privatper-
sonen sein könnte, um die anfallenden
Kosten zu decken, weshalb man von ih-
nen nicht erwarten kann, daß sie diese
Aufgabe übernehmen. Auch ihre Erfül-
lung führt zu einer sehr unterschied-
lichen Ausgabenhöhe, je nach dem Ent-
wicklungsstand des Landes.

Neben den bereits erwähnten Anlagen
und Einrichtungen für die Landesvertei-
digung und das Justizwesen handelt es
sich hier hauptsächlich um solche, die
den Handel erleichtern und die Ausbil-
dung der Bevölkerung fördern. Die Bil-
dungsaufgaben bestehen zum einen in
der Erziehung der Jugend, zum anderen
in der Unterrichtung und Ausbildung von
Menschen jeden Alters. In der Untersu-
chung, wie man die Ausgaben für diese
unterschiedlichen Arten öffentlicher
Einrichtungen und Anlagen am besten
decken kann …“

*** VSA Verlag, Hamburg 1997, Pierre
Bourdieu, Die verborgenen Mecha-
nismus der Macht, Ökonomisches
Kapital, Kulturelles Kapital – Sozi-
alkapital.

Der etwas apodiktische Eindruck, den
mein „Axiomatisierungsversuch“ ma-
chen könnte, soll nicht täuschen: Der Be-
griff des kulturellen Kapitals hat sich mir
bei der Forschungsarbeit als theoretische
Hypothese angeboten, die es gestattete,
die Ungleichheit der schulischen Leis-
tungen von Kindern aus verschiedenen
sozialen Klassen zu begreifen. Dabei
wurde der „Schulerfolg“, d.h. der spezi-
fische Profit, den die Kinder aus ver-
schiedenen sozialen Klassen und Klas-
senfraktionen auf dem schulischen
Markt erlangen können, auf die Vertei-
lung des kulturellen Kapitals zwischen
den Klassen und Klassenfraktionen be-
zogen. Dieser Ausgangspunkt impliziert
einen Bruch mit den Prämissen, die so-
wohl der landläufigen Betrachtungs-
weise,der zufolge schulischer Erfolg oder
Mißerfolg auf die Wirkung natürlicher
„Fähigkeiten“ zurückgeführt wird, als
auch den Theorien vom „Humankapital“
zu grunde liegen.

Das Dokument wird von Google unter der Adres-
se: /www.spd.de/servlet/PB/show/1030253/
akzente-neues%20grundsatzprogramm-
1103.pdf gefunden.

Dokumentation 
des 1. Teils, Fortsetzung folgt in der näch-
sten Ausgabe der Politischen Berichte.

Die Mitglieder der „Redaktionsgruppe Pro-
grammkommission“ der SPD:
Detlev Albers, Gernot Erler, Michael Müller,
Johano Strasser, Wolfgang Thierse, Heide-
marie Wieczorek-Zeul

Akzente eines neuen
Grundsatzprogramms
der SPD
1. Antworten auf die neuen 

Herausforderungen
Wir schreiben ein neues sozialdemokra-
tisches Grundsatzprogramm vor dem
Hintergrund der Globalisierung nicht
nur der Ökonomie, sondern auch der Me-
dien, der Informationen und Kultur. Sie
greift mehr und mehr in alle Bereiche des
gesellschaftlichen Lebens ein. Die wech-
selseitige Durchdringung von globaler
Ökonomie,Weltgesellschaft und Weltkul-
tur hat aber erst begonnen.Deshalb kom-
men wir nicht daran vorbei, voraus-
schauend nach „globalisierungsfähigen“
Antworten zu suchen, die eine gerechte,
solidarische und demokratische Gesell-
schaft auch in Zukunft möglich machen.

Folgende Anforderungen stellen sich
daher an ein neues Programm:

1. Wir brauchen einen theoretisch wie
praktisch weiter reichenden Ansatz zur
Formulierung sozialdemokratischer Po-
litik als den Nationalstaat und seine In-
stitutionen. Einen an die globalen Her-
ausforderungen anschlussfähigen sowie
strategisch fruchtbaren Ansatzpunkt
bietet die Frage nach „öffentlichen Gü-
tern“, auf deren Gewährleistung politi-
sches Handeln zielt. Grundlegende Gü-
ter, wie Sicherheit, Nachhaltigkeit oder
finanzielle Stabilität, lassen sich künftig
auf nationaler Ebene allein nicht mehr
erbringen. Sie bedürfen der internatio-
nalen Kooperation. Für Deutschland ist
vor allem die Europäische Union ein
Rahmen solcher Kooperationen.Weil der
Staat der Motor und Garant, aber nicht
immer der Erbringer öffentlicher Güter
ist, müssen auch die staatlichen Koope-
rationen auf lokaler, regionaler und glo-
baler Ebene der Gesellschaft Hand-
lungsräume eröffnen und notwendige
Ressourcen gewähren.

2.Wenn wir die ausreichende Gewähr-
leistung öffentlicher Güter strategisch in
den Mittelpunkt sozialdemokratischer
Gerechtigkeitspolitik stellen – über den
Sozialstaat und seine Leistungen hinaus
– holen wir die Menschen dort ab, wo sie
mit den praktischen Problemen des Le-
bens konfrontiert werden. Soziale Ge-
rechtigkeit ist ein allgemeines öffentli-
ches Gut, das durch eine ganze „Infra-
struktur“ von konkreten öffentlichen



Gütern gewährleistet wird. Ausgehend
von den Bedürfnissen der Menschen müs-
sen wir danach fragen, was die nötigen
privaten und öffentlichen Mittel eines
guten Lebens sind, die Grundlagen für
individuelle Freiheit und Chancengleich-
heit./1/

3. Ein Maß für innergesellschaftliche
Verteilungsgerechtigkeit sind mehr und
mehr konkrete Beteiligungs- und Teilha-
bemöglichkeiten. Ein Grundsatzpro-
gramm der SPD muss nicht nur Aussa-
gen über den Umfang und die Qualität
der öffentlicher Güter machen, sondern
zeigen, dass der angestrebte Wohlstand
ökonomisch realisierbar und damit auch
die Güter finanzierbar sind.Dies ist mög-
lich, weil die meisten öffentlichen Güter
volkswirtschaftlich Infrastrukturgüter
sind, die der Wirtschaft zugute kommen,
indem sie Produktivität und Wettbe-
werbsfähigkeit, Arbeitsvermögen und
Mobilität steigern, sowie die nachhaltige
Nutzung natürlicher Ressourcen, die
wachsende ökonomische Relevanz be-
kommt.Wir sehen in diesen Faktoren den
Schlüssel für eine moderne Wachstums-
strategie. Sie setzt nicht nur bei der An-
gebotsseite des Arbeitsmarktes und des
Standortes an, sondern bezieht auch die-
jenigen Standort- und Leistungsfaktoren
ein, die nur durch öffentliche Güter ge-
stärkt werden, wie die Kooperationsbe-
reitschaft der Menschen und eine nicht
kommerziell eingeengte Kreativität. Sie
führen in eine höhere Qualität des Wachs-
tums.

4. Der Grund dafür, das die Sozialde-
mokratie die Bewahrung und die Bereit-
stellung öffentlicher Güter in den Mittel-
punkt ihrer Programmatik stellen muss,
ist die Bedeutung öffentlicher kultureller
und sozialer Güter für die Demokratie.
Eine humane Gesellschaft ist nur mög-
lich, wenn diese ausreichend und in gro-
ßer Vielfalt bereitgestellt werden. Eine
demokratische Gesellschaft braucht den
kulturellen und sozialen Zusammenhalt,
den diese schaffen und das Koopera-
tionsgefüge, das zu einer lebendigen Zi-
vilgesellschaft gehört.

2. Grundwerte

Der Auftrag des Bundesparteitages von
1999, das Grundsatzprogramm der SPD
zu „überarbeiten und neu zu formulie-
ren“, steht unter der Vorgabe, dass die
Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und
Solidarität „Maßstab und leitende Prin-
zipien unserer Politik“ bleiben. Für das
sozialdemokratische Verständnis dieser
Grundwerte gilt das, was im Berliner
Programm formuliert wurde.

Die Würde des Menschen ist Ausgangs-
und Zielpunkt unseres Handelns. Die
SPD spricht alle Menschen als selbstbe-
wusste Akteure ihres eigenen Lebens an,
die genau darin unvertretbar sind, ihr ei-
genes Leben selbst zu bestimmen und zu
leben. Zugleich und in gleichem Maße
sind sie gesellschaftlich gebundene Ak-
teure, vor allem dadurch, dass ihre Chan-
cen und Ressourcen gesellschaftlich be-

stimmt sind, sie also in sozialen Zu-
sammenhängen leben. Deshalb müssen
die gesellschaftlichen Zusammenhänge
so gestaltet werden, dass sie gleiche Be-
teiligungsrechte für alle garantieren,
dass alle gleichberechtigt die Hand-
lungsräume mitgestalten können.

In unserem neuen Grundsatzpro-
gramm werden wir daher sowohl ein öko-
nomisch-liberalistisches,als auch ein auf
staatliches Handeln verengtes Gerech-
tigkeitsverständnis vermeiden. Was in
demokratischen Gesellschaften zunächst
und vor allem im politischen Bereich gilt,
dass Einschränkungen der Freiheit nur
/2/ zu rechtfertigen sind,wenn sie zur Ver-
wirklichung der Freiheit aller notwendig
sind, soll prinzipiell auch in allen ande-
ren Bereichen unserer Gesellschaft be-
stimmend werden. Das Prinzip der glei-
chen Freiheit, zu dem untrennbar das
Prinzip der gleichen Verantwortung ge-
hört, erfordert gleiche Beteiligungsrech-
te, die gerechte Verteilung und eine ge-
rechte Teilhabe aller am gesellschaft-
lichen Reichtum.

Deshalb sollte sich die SPD den Fra-
gen der sozialen Gerechtigkeit besonders
unter dem Gesichtspunkt der Beteili-
gungsgerechtigkeit stellen.Beteiligungs-
gerechtigkeit hat eine gerechte Verteilung
des gemeinsam erwirtschafteten gesell-
schaftlichen Reichtums zur notwendigen
Voraussetzung. Alle Bürgerinnen und
Bürger müssen den Bedarf decken kön-
nen, um gleiche Beteiligungsrechte auch
gleichermaßen verwirklich zu können.Es
ist unser Ziel, dass nicht Personen oder
Personengruppen auf Grund höherer
Einkommen oder Vermögen außerordent-
liche Einflussmöglichkeiten aufbauen
und dadurch die Beteiligungsmöglich-
keiten anderer beschädigen können.

3. Das Prinzip allgemeiner und 
gleichberechtigter Beteiligung

Innerhalb der SPD besteht ein breiter
Konsens, sozialdemokratische Politik
grundsätzlich vom Prinzip der allgemei-
nen und gleichberechtigten Beteiligung
her zu bestimmen. Deshalb plädieren wir
dafür, das neue Grundsatzprogramm auf
dieser normativen Grundlage auszuar-
beiten und so die sozialdemokratische
Programmatik fortzuschreiben.

Das Prinzip allgemeiner und gleichbe-
rechtigter Beteiligung findet unter Sozi-
aldemokraten verschiedene Begründun-
gen und Auslegungen: Vom „Dritten
Weg“, der die sozial-moralischen Voraus-
setzungen allgemeiner Beteiligung, die
Freiheiten und Chancen, wie die Pflich-
ten der Menschen hervorhebt, über „So-
ziale Demokratie“, die die gesellschaft-
lichen und verteilungsbezogenen Voraus-
setzungen allgemeiner Beteiligung kon-
kretisiert, bis zum „Demokratischen So-
zialismus“, der auf eine kontinuierliche
Ausweitung gleichberechtigter Beteili-
gung auch auf die wirtschaftlichen Be-
reiche der Gesellschaft zielt. Diese Leit-
ideen heben unterschiedliche Aspekte ei-
ner beteiligungsorientierten Politik her-

vor, die den Horizont sozialdemokrati-
scher Politik umfassend abstecken. Des-
halb müssen sie prägender Bestandteil
eines neuen Grundsatzprogramms sein.
„Demokratischer Sozialismus“ ist nicht
nur ein Schlüsselbegriff unserer Ge-
schichte, sondern er bündelt auch Hoff-
nungen, Zukunftsvorstellungen und
Orientierungen der Sozialdemokratie
heute.

Mit einem vom Prinzip allgemeiner
und gleichberechtigter Beteiligung her
begründeten Grundsatzprogramm kann
die SPD an ihre Tradition der Ausweitung
demokratischer Mitbestimmung an-
knüpfen (,‚Mehr Demokratie wagen“).
Darin unterscheiden sich Sozialdemo-
kraten von Konservativen, die eine Ge-
sellschaft allgemeiner und gleichberech-
tigter Beteiligung scheuen, oder Wirt-
schaftsliberalen, die die sozialen Kosten
einer solchen Gesellschaft nicht aufbrin-
gen wollen. Eine beteiligungsorientierte
Programmatik ist anschlussfähig für die
große /3/ Mehrheit der gesellschaftlichen
Akteure – und damit ein stabiles Funda-
ment gesellschaftspolitischer Koopera-
tionen.

Eine vom Prinzip der allgemeinen und
gleichberechtigten Beteiligung her kon-
zipierte Programmatik ist zwar chancen-
orientiert, macht aber nicht das Prinzip
gleicher Chancen zum alleinigen Maß-
stab sozialdemokratischer Politik. Zwar
müssen wir in vielen Bereichen unserer
Gesellschaft, vor allem im Bereich Bil-
dung und Ausbildung, Chancengleich-
heit durchsetzen. Doch die Forderung
nach gleichen Rechten und Möglichkei-
ten der gesellschaftlichen Beteiligung
besteht als dauerhafte Verpflichtung zwi-
schen den Bürgerinnen und Bürger und
verträgt sich daher nicht mit der Vorstel-
lung lediglich gleicher Startchancen, auf
deren Grundlage alle Menschen ihres ei-
genen Glückes Schmied und deshalb von
wechselseitigen Verpflichtungen befreit
sind.

4. Öffentliche Güter und kooperativer
Staat

Die Bundesrepublik ist heute im histori-
schen wie im internationalen Vergleich
eine reiche Gesellschaft – mit großen Le-
benschancen für die meisten der in ihr le-
benden Menschen. Die diesen Reichtum
ausmachenden Güter und Dienstleistun-
gen werden zumeist privat erstellt und
angeeignet. Dem weiterhin wachsenden
privaten Konsum steht ein öffentlicher
Konsum gegenüber, der über die Jahre
hinweg rückläufig und im Vergleich mit
dem privaten unterentwickelt ist.

Fehlende,unzureichende oder qualita-
tiv schlechte öffentliche Güter können
aber nicht immer und schon gar nicht von
allen durch privaten Konsum kompen-
siert werden. Damit werden Lebens- und
Zukunftschancen von vielen Menschen
beeinträchtigt. Die Chancen zur gesell-
schaftlichen Beteiligung werden un-
gleich verteilt. Auch die Chancen der
kommenden Generationen werden be-
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einträchtigt, wenn die notwendigen In-
vestitionen in den Bereichen von Kinder-
erziehung und Bildung, für den Erhalt
der natürlichen Ressourcen dieser Ge-
sellschaft oder für die Infrastruktur nicht
getätigt werden.

Um den Wohlstand der in der Bundes-
republik lebenden Menschen zu verbes-
sern und deren Chancen auf gesell-
schaftliche Beteiligung gerechter zu ver-
teilen, aber auch um die Leistungsfähig-
keit der Volkswirtschaft zu steigern und
deren strukturelle Krise zu überwinden,
muss der Bereich der öffentlichen Güter
strategisch entwickelt werden. Zugleich
ist das Konzept der öffentlichen Güter
notwendig, um den kulturellen Plura-
lismus und damit den fruchtbaren Boden
für eine gedeihliche gesellschaftliche
Entwicklung zu erhalten. Weil das ge-
sellschaftlich und volkswirtschaftlich
vernünftig ist, ist die SPD gefordert, sich
für ein neues Zeitalter öffentlicher Güter
zu engagieren und als deren Wegbereiter
zu profilieren.

Wenn die Sozialdemokratie den Be-
reich der öffentlichen Güter politisch for-
cieren wollen, müssen wir der neolibera-
len Vision vom schlanken Staat wider-
sprechen. Öffentliche Güter sind zwar
keineswegs staatliche Güter,sie sind aber
nicht ohne staatliche Aktivitäten in mo-
dernen Gesellschaften möglich.

Wir wollen eine grundlegende Moder-
nisierung des Staates und seiner Institu-
tionen. Ihnen obliegen vor allem die Auf-
gaben, die
– zur Bereitstellung dieser Güter not-

wendigen Mittel aufzubringen oder sie
im notwendigen Umfang anzuregen,
wenn er diese nicht selbst erbringt;

– den gleichberechtigten Zugang zu den
öffentlichen Gütern sicherzustellen
sowie deren hinreichende Qualität zu
kontrollieren.
In Deutschland hat sich über Jahr-

zehnte hinweg ein Mischsystem aus
staatlichen, gesellschaftlichen und pri-
vatwirtschaftlichen Produzenten öffent-
licher Güter entwickelt und bewährt.
Diese Entwicklung bestimmt unser Bild
von einem kooperativen Staat, der – de-
mokratisch kontrolliert – seine Aufgaben
in Zusammenarbeit mit gesellschaft-
lichen Institutionen und Organisationen
sowie privat-wirtschaftlichen Akteuren
erfüllt, dabei diesen die notwendige
Unterstützung gibt und Entwicklungs-
möglichkeiten gewährt.

Ein kooperativer Staat ist kein starker
Staat, da er zu Erfüllung seiner Aufga-
ben auf nicht-staatliche Kooperations-
partner angewiesen ist. Er ist aber auch
kein schwacher Staat ‚ da er in diesem
Kooperationsverhältnis die Macht haben
muss, die notwendigen Finanzmittel ge-
sellschaftlich einzufordern und den Um-
fang und die Qualität der Leistungen zu
kontrollieren. Dadurch braucht er einen
entsprechenden Teil des verfügbaren
Volkseinkommens, führt diesen aber dem
öffentlichen Konsum zu und wirkt so pro-
duktiv und volkswirtschaftlich dyna-

misch.
Die Sozialdemokratie hält auch

weiterhin das Prinzip der Leistungsfä-
higkeit für wohl begründet und für eine
gerechte Aufbringung der öffentlichen
Ausgaben geeignet. Auch eine hohe
Transparenz bei Steuern und Beiträgen
ist eine Forderung der Gerechtigkeit.An-
dererseits darf ein kooperativer Staat
nicht die Steuerungsmöglichkeiten aus
der Hand geben, seine politischen Ziel-
stellungen mit Hilfe differenzierter Steu-
er- und Beitragssätze den gesellschaft-
lichen, vor allem aber den privatwirt-
schaftlichen Akteuren gegenüber durch-
zusetzen. Der kooperative Staat findet
seine gesellschaftliche Akzeptanz durch
effektive Nutzung seiner Einnahmen,
durch ein Angebot an qualitativ hoch-
wertigen öffentlichen Gütern und
Dienstleistungen, sowie durch eine ge-
rechte Verteilung der notwendigen Belas-
tungen.

5. Soziale Demokratie und 
Wirtschaftsdemokratie

Die Bundesrepublik hat sich über die
Jahrzehnte hinweg zu einer stabilen de-
mokratischen Gesellschaft entwickeln
können. Wurden zunächst die auf den
Staat bezogenen Bereiche demokratisch
geordnet und dadurch an die Souverä-
nität der Bürgerinnen und Bürger ge-
bunden,so wurden mit unseren Reformen
zunehmend auch andere Bereiche,wie et-
wa Schule und Hochschule oder die Be-
triebe stärker demokratisiert. Für diese
Ausweitung der Demokratie haben sich
Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten unter Willy Brandt unter dem
Motte „Mehr Demokratie wagen“ enga-
giert.

Nur in einer demokratischen Gesell-
schaft lässt sich unser Ziel allgemeiner
und gleichberechtigter Beteiligung ver-
wirklichen. Deshalb setzen wir das Pro-
jekt „Mehr Demokratie wagen“ auch im
21. Jahrhundert fort. Wir sehen uns ge-
fordert, die politischen Rechte der Bür-
gerinnen und Bürger auszubauen sowie
deren materiellen Voraussetzungen zu
gewährleisten. Dabei halten wir insbe-
sondere die demokratische Kontrolle der
marktwirtschaftlich verfassten Ökono-
mie gerade wegen der Globalisierung für
notwendig und erweiterungsfähig.

Soziale Demokratie
Demokratische Gesellschaften werden
von der Idee allgemeiner und gleichbe-
rechtigter Teilhabe her geordnet. Dazu
wird zunächst der Staat, dann auch an-
dere gesellschaftliche Bereiche an öffent-
liche Entscheidungsprozesse gebunden.
Bürgerinnen und Bürgern werden gleiche
Mitwirkungsrechte eingeräumt.

Mit der Gewährung gleicher Rechte ist
es aber nicht getan, da gleiche Rechte
auch gleichberechtigt verwirklicht wer-
den müssen. In einer demokratischen Ge-
sellschaft haben daher gleiche Rechte
auch gesellschaftliche Voraussetzungen,
zu denen nicht zuletzt die gerechte Teil-

habe am gesellschaftlichen Reichtum so-
wie eine Verringerung der sozialen Un-
gleichheiten gehört. So wie sich die Bür-
gerinnen und Bürger nur über den
Rechtsstaat gleiche Rechte der Beteili-
gung zusprechen können, so brauchen sie
den Staat auch dazu, die gesellschaft-
lichen, zumal die verteilungsbezogenen
Voraussetzungen dieser Rechte zu ge-
währleisten.

Unser Sozialstaat ist, wie auch der
Rechtsstaat, eine „Geschäftsgrundlage“
der Demokratie,wenngleich er dazu – wie
übrigens auch der Rechtsstaat – immer
wieder modernisiert werden muss. Wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten begreifen daher den Staat nicht in
konservativer Manier als Spitze der Ge-
sellschaft, aber auch nicht in liberaler
Weise als eine Art Dienstleister seiner
Bürgerinnen und Bürger.Wir bestimmen
vielmehr den Staat in erster Linie als ein
Instrument der Bürgerinnen und Bürger,
die eigene Gesellschaft nach Gemein-
wohl zu bestimmen. Den Sozialstaat
messen wir auch daran, ob er seine Auf-
gabe, die materiellen Voraussetzungen
gleicher Beteiligungsrechte zu gewähr-
leisten, erfüllt.

Soziale Demokratie heißt für uns nicht
nur, die gesellschaftlichen Voraussetzun-
gen der Demokratie immer wieder zu ge-
währleisten, sondern auch, sich für die
Ausweitung der Demokratie über den auf
den Staat bezogenen politischen Bereich
hinaus in allen Bereichen der Gesell-
schaft zu engagieren. Dabei wissen wir,
dass nicht überall die gleichen Regeln
gelten müssen, um die Souveränität von
Bürgerinnen und Bürger zu stärken. Bei
der weiteren Demokratisierung dieser
Gesellschaft geht es daher nicht um die
Ausweitung des im Bereich des Staates
bewährten Regelwerks, sondern darum,
jeweils passende Regelwerke zu finden.

Berlin, den 6. November 2003

Fortsetzung im der nächsten Ausgabe
der Politischen Berichte:

Mit den Abschnitten:
5. Soziale Demokratie und Wirtschaftsde-
mokratie
Wirtschaftsdemokratie
Soziale Demokratie
6. Nachhaltigkeit: Kooperation und qualita-
tiver Wettbewerb im Interesse der Zukunft
7. Gute Arbeit – Arbeit für alle
Qualifikation – Schlüssel für gute Arbeit
Rechte
Arbeit für alle
Demografischer Wandel in der Arbeits-
welt
Verlässliche soziale Absicherung
Vorsorgende Sozialpolitik: Investition in
das Arbeitsvermögen
8. Europäische Wirtschaftspolitik für Wachs-
tum und Beschäftigung
9. Globale Solidarität und Frieden



Leseempfehlung

Der gute Arzt
Klaus Dörner hat unter diesem Titel sein
„Lehrbuch der ärztlichen Grundhal-
tung“ veröffentlicht. Es ist für Ärzte und
ebenso für Schwestern und Pfleger, für
alle, deren Aufgabe es ist, chronisch
Kranke, pflegebedürftige alte Menschen
oder Behinderte zu betreuen. Es liefert
viel Stoff zum auch selbstkritischen
Nachdenken und für Diskussionen, für
die Entwicklung einer „Beziehungsme-
dizin“, wo der Arzt als Beziehungswis-
senschaftler aus den Grundlagenwissen-
schaften Physik und Chemie seine
Kenntnisse bezieht und aufgrund von
„un-menschlicher“ Theorie menschlich
zu verantwortende Entscheidungen zu
treffen hat.

Dörner beschreibt, wie mit der Ent-
wicklung der Naturwissenschaften und
der Entwicklung der großen Industrie ab
1800 die Versorgung der Kranken, Alten
und Behinderten aus den damals vor-
herrschenden großen Haushalten, die
gleichzeitig Produktionsstätten waren,
zunehmend in kirchliche oder staatliche
Institutionen verlagert wurde,um die Ar-
beitskräfte von ihrer sozialen Verantwor-
tung zu entlasten, damit sie ganz für die
Lohnarbeit zur Verfügung stehen. So
wurden allgemeine Versorgungs-Regeln
aufgestellt. Wo es früher der Opa war, zu
dem eine persönliche Beziehung gepflegt
wurde, war er jetzt der verwirrte Alte in
Zimmer x.Von da aus kann der „Entlas-
tungsgedanke“ sich insbesondere in Zei-
ten knapper Staatskassen weiter aus-
breiten und gefährdet die Alten, Behin-
derten und chronisch Kranken in den In-
stitutionen seelisch und körperlich.

Klaus Dörner hat sich maßgeblich für
Veröffentlichungen über die Medizin im
Faschismus eingesetzt. Er war und ist der
Behindertenbewegung und der Entwick-
lung der Selbsthilfeorganisationen der
chronisch Kranken bzw. ihrer Angehöri-
gen eine wesentliche Stütze. Er sieht in
diesen Organisationen wichtige Keime
für die notwendigen Änderungen, für die
Kulturrevolution im Gesundheitswesen
in Richtung „Gemeindemedizin“. Daher
betrachtet er es auch als unabdingbare
ärztliche Aufgabe,solche Organisationen
zu initiieren und zu unterstützen. Auf
diesem Hintergrund ist zu verstehen,
wenn er die Deinstitutionalisierung, die
Schließung von Pflegeheimen, von Kran-
kenhäusern usw. als „Befreiungsbewe-
gung“ bezeichnet.

Er ging den ideologischen Wurzeln der
Vernichtung „unwerten Lebens“ im Drit-
ten Reich nach und deckt auf, wie diese
zerstörerischen Vorstellungen bis zum
Ende des 19.Jh.bereits ausformuliert wa-
ren und sich seither gehalten haben. Seit
dem Beginn der gegenwärtigen Massen-
arbeitslosigkeit etwa um 1980, die die
Gesellschaft spaltet in die Starken und

Gesunden,die eingestellt werden,und die
Schwächeren und Kranken, die arbeits-
los sind und bleiben, breiten sich wieder
Vorstellungen von verschiedenem Wert
von Menschen aus, z.B. scheinbar harm-
los, wenn z.B. von der „Lebensqualität“
gesprochen wird.

Das ist Klaus Dörner ein wichtiges An-
liegen: die Ärzte und Pflegenden sollen
sensibilisiert werden, damit sie genug
ideologische Widerstandskraft entwi-
ckeln gegen die „Be-Wertung“ von Men-
schen. In den Kapiteln „Arzt vom Ande-
ren her“ und „Arzt vom Letzten her“ ar-
beitet er dies am schärfsten heraus. Jeder
einzelne Arzt „muss vor sich und ande-
ren mit Überzeugung sagen können, dass
er für alle seine Patienten in gleicher
Weise da sei. Das kann er aber nur, wenn
er die formale Gerechtigkeit materiell in
die Sorge- oder Verantwortungshaltung
des Arztes vom Anderen her einbettet.
Diese zwingt ihn zu der heillosen Über-
forderung, dass er sich für den Schwäch-
sten, Hilflosesten, Benachteiligsten und
Letzten seiner Patienten, bei dem es sich
am wenigsten lohnt, am meisten enga-
giert, um ihm auch nur zur Chancen-
gleichheit mit seinen besser gestellten
Patienten zu verhelfen. Ich habe – kom-
pensatorisch – mit dem Letzten zu be-
ginnen; denn beginne ich mit dem Vor-
letzten, wird der schon so viel Mühe ma-
chen, dass ich zu dem Letzten nie mehr
kommen werde, ihn endgültig abge-
schrieben habe … Natürlich kann kein
Mensch zu Lebzeiten diese Überforde-
rungsnorm erfüllen, schon gar nicht im-
mer. Aber so wahr es zu dieser Norm kei-
ne Alternative gibt, wenn die Gesell-
schaft nicht in einen Kampf aller gegen
alle verfallen will, so wahr ist es auch:
Wenn nicht nur ich,sondern alle diese aus
der Transzendenz des Anderen in mich
einbrechende Norm für wahr halten und
ihr nur, wenn sie gerade die Kraft dazu
haben, vielleicht einmal am Tag – vor-
übergehend – folgen, dann werden zwar
nicht – im biblischen Sinn – die Letzten
die Ersten sein (dafür sind wir Men-
schen), aber sie werden auch nicht als ir-
rationaler Rest abgeschrieben und den
jeweiligen Spielarten destruktiver Ent-
würdigung ausge-
liefert sein – das
beste menschen-
mögliche Ergebnis
…“(S.105) Das ist
eine schwere mo-
ralische Bürde für
Ärzte und Pfle-
gende, was aber
eher entmutigt
und demoralisiert.
Wie soll das jemals
klappen?

Jeder wünscht
sich so einen Arzt,
der sich auf dem
Hintergrund sei-
nes Wissensvor-
sprungs dem kon-
kreten Patienten

väterlich, kollegial und mütterlich zu-
wendet. Die Frage nach den Hinderungs-
gründen, die in dieser Gesellschaft und
eben nicht nur in der ärztlichen Grund-
haltung wurzeln, kommen in dem Buch
etwas zu kurz.Vielleicht war deshalb die
FAZ so des Lobes voll?

Die Misere im Gesundheitswesen hat
eben auch etwas mit der kapitalistischen
Marktwirtschaft zu tun. „Zunächst aber
haben wir die Beschreibung der Gefah-
ren der heutigen Machtkonzentration
von Wissenschaft,Technik und Wirtschaft
zu verdichten. Der Zwang, immer neue
Märkte zu erschließen, hat auch zur Fol-
ge, dass immer neue Befindlichkeitsstö-
rungen … pathologisiert und zu behand-
lungsbedürftigen Krankheiten umdefi-
niert werden – der rein zweckrational un-
widerlegbaren Idee der Herstellung einer
leidensfreien Gesellschaft aus lauter lei-
densfreien, damit allerdings auch ent-
wicklungsunfähigen, infantilen Men-
schen folgend“ (S.318), die dann auch
leichter lenkbar sind. Es werden tatsäch-
lich Krankheiten erfunden, Normwerte
werden verändert, um Absatz für neue
Medikamente zu schaffen, deren Neben-
wirkungen immer grausamer werden,
aber keiner trägt dafür die Verantwor-
tung. Die Patienten erhalten Waschzettel
mit den Risiken und sollen selbst ent-
scheiden. Die Ärzte haben Kompetenz
und Autonomie und Verantwortung ver-
loren und sich als Arzt aufgegeben. „Je
technischer die Medizin, desto größer
werden Risiken, Kosten, soziale Folgen
und ethische Probleme und damit der
Einfluss nichtmedizinischer Experten
auf ärztliches Handeln; Einschränkung
des Spielraums durch Richtlinien, Leit-
linien, Standards, Ethikkommissionen,
aber auch Konsumentenwünsche und ju-
ristische Bewertung …“ (S.321)

In seinem Buch „Die Gesundheitsfal-
le“ beschreibt Klaus Dörner Gesundheit
als ein harmonisches Verhältnis zwischen
Autonomie,Sorge für sich selbst,und sich
für andere oder anderes verausgaben.
Krank ist, wer sich nur um sich selber
kümmern kann. Diese Art „Autonomie“
sei heute modern, verkomme zum Selbst-
zweck, sei nicht sozial bezogen, und – so

Dörner – auf diese Weise werden
allmählich alle Gesunde in
Kranke verwandelt und ver-
marktet. Dörner liefert viele
historische, philosophische und
praktische Argumente für die
notwendige Diskussion in der
ganzen Gesellschaft um die Fra-
ge: „Was ist gesund und was ist
krank“.

sul

Klaus Dörner, Der gute Arzt,
Lehrbuch der ärztlichen Grund-
haltung, 370 S. 39,95 Euro.

Klaus Dörner, Die Gesundheits-
falle, woran unsere Medizin
krankt, Zwölf Thesen zu ihrer
Heilung, 200 S. 18,00 Euro.

PB 26/2003 • DISKUSSION UND DOKUMENTATION 23



24. Januar 2004
14.00 Uhr
Köln, Bürgerzentrum 
Alte Feuerwache
Melchiorstr. 3  
Kleines Forum

Veranstalter: 
Herausgabekreis der 
Antifaschistischen Nachrichten
Infos: Tel. 0221-21 16 58

Die EU, „Kerneuropa“
und  Osterweiterung

Frank Pieper:
100 Jahre 
Weltmachtstreben. 
Deutsche Mitteleuropa-
konzepte vom Kaiser-
reich bis Joschka Fischer

Jörg Kronauer:
Revanchistische 
Tendenzen im Kontext
der EU-Erweiterung

16./17. Januar, Leipzig: 9. Gewerkschaftspolitische Konferenz
der PDS in Leipzig

30./31. Januar 2004, Berlin: Europawahlparteitag und Vertre-
terInnenversammlung der PDS zur Aufstellung der Liste für
die Europawahlen

31. Januar 2004, Berlin: „Gewerkschaften in der Krise – wie
weiter ?“ Konferenz der Initiative zur Vernetzung der Gewerk-
schaftslinken. Anreise am Freitag, 30.1.04. Thema bleibt: „Ge-
werkschaften in der Krise – wie weiter ?“ Hauptreferat von Det-
lef Hensche, ehem.Vorsitzender der IG Medien.

7. Februar 2004, Fulda: Forum Kommunistischer Arbeitsge-
meinschaften, Sitzung des Arbeitsausschusses, Ort: DGB Ju-
gendbildungsstätte, 10.30 Uhr

7. Februar, München: 12 Uhr, Demonstration gegen die NATO-
"Sicherheitskonferenz. Auftakt: Marienplatz, Abschluss: Ta-
gungsort der NATO-"Sicherheitskonferenz" (Schlusskundge-
bung am Lenbachplatz); Infotelefon des Aktionsbündnisses ge-
gen die sog. NATO-"Sicherheits"-Konferenz 0174-888 96 51,
www.no-nato.de, www.attac-muenchen.de, www.muenchen-
gegen-krieg.de, www.muenchner-friedensbuendnis.de  

29. Februar, Hamburg:Voraussichtliche Neuwahlen zu Bürger-
schaft und Bezirksversammlungen

20.März, weltweit/bundesweit: Internationaler Aktionstag ge-
gen den Krieg,Aufrufer: (u.a.) Europäischer Sozialgipfel in Pa-
ris, in Deutschland sind bis jetzt Aktionen in: Ramstein, Pro-
testmarsch "Stillhalten ist tödlich" (http://www.ippnw.de/ram-
stein) zur US Airbase Ramstein, Hamburg, Berlin geplant, In-
fos über Aktionen in den USA: http://www.internationalans-
wer.org/campaigns/m20/index.html

3./4. April 2004, Fulda: Tagung des Forums Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften. 10.30 Uhr, DGB Jugendbildungsstätte

3. April: Europaweiter Aktionstag gegen Sozialabbau. Es ruft
auf: Europäischer Gewerkschaftsbund u.a.

10./11. Mai 2004, Bonn: Nationaler Städtebaukongress 

15./16. Mai: Kommunalpolitische Konferenz der PDS

23. Mai 2004: Bundespräsidentenwahl

13. Juni 2004: Europawahl; Landtagswahl in Thüringen; Kom-
munalwahlen in: Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen.

27. Juni 2004: Kommunalwahl in Thüringen.

5. September 2004: Landtagswahl im Saarland

19. September 2004: Landtagswahl in Brandenburg und Sach-
sen

26. September 2004: Kommunalwahl in NRW

MINE
TE

R
Einladung zur Linken Schule
der Arbeitsgemeinschaft Konkrete Demokratie –
Soziale Befreiung in und bei der PDS

2.-4. Januar, Sonderhausen

Anreise am 1.1. abends, Ende 4.1. mittags.
Die Kurse wurden in der letzten Ausgabe ausführlich an-
gekündigt. Kurs Wirtschaft: Organisation der Weltwirt-
schaft: Die Weltwirtschaft und die Interessen der BRD; In-
stitutionen der Weltwirtschaft; Ausblick: Welche Perspek-
tive bieten die Organisationen und mächtigen Akteure der
Weltwirtschaft an? Was sind die Kritiken? Gegenstrategien?
Kurs Philosophie: Die kommunitaristische Debatte. Der
Kurs Geschichte fällt in diesem Winter aus.
Ort: Jugendwohnheim Juventas, Güntherstr. 26-27, 99705
Sondershausen,Tel. (0 36 32) 78 22 59. Die Preise für Unter-
kunft und Verpflegung haben sich gegenüber dem Sommer
nicht verändert: Die Übernachtung kostet pro Person und
Tag 21 /16 / Einzelzimmer/Doppelzimmer. Die Verpfle-
gung bei Essenseinnahme von Do Abend bis So früh 45,5 ,
bei Einnahme Einzelverpflegung pro Mahlzeit 5,20 , pro
Kaffeemahlzeit 1,60 .
Anmeldung: (bitte schnell und möglichst verbindlich bei)
Christiane Schneider, c/o GNN, Neuer Kamp 25, 20359
Hamburg, Tel. (0 40) 43 18 88 20; Fax (0 40) 43 18 88 21,
eMail: gnn-hhsh@hansenet.de


